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Geſetzblatt 
r die Freie Stadt Danzig 


Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 13. Januar 1936 
Tag a Inhalt: Seite 
18. 12. 1935 Rechtsverordnung betreffend den Erlaß einer Dentiſten Ord unge 


18. 12. 1935 Rechtsverordnung betreffend den Erlaß einer Hebammen rd nung KIN EE e 16 
18, 12. 1935 Rechtsverordnung betreffend Neufaſſung des Geſetzes vom 19. 3. 29 (G. Bl. S. 48) über die Altersverſorgung 
der Hebamme )), ß ĩ ß 29 


3 Rechtsverordnung 
betreffend den Erlaß einer Dentiſten⸗Ordnung. 
Vom 18. Dezember 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft eine Dentiſten⸗Ordnung erlaſſen. 


Artikel I 
Die Dentiſten⸗Ordnung hat folgenden Wortlaut: 
Dentiſten⸗Ordnung: 
1. Abſchnitt 
Vom Dentiſten 
A. Dentiſtenſchaft und Geſundheitspflege 
8 1 
Berufung der Die Dentiſtenſchaft der Freien Stadt Danzig in ihrer Geſamtheit iſt zum 
Dentiſtenſchaft Geſundheitsdienſt an der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig berufen. 
8 2 
Tätigkeit des einzelnen Die Tätigkeit des einzelnen Dentiſten iſt in Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
Dentiſten Dienſt am Kranken und an der Geſundheit des Volkes. Die Ausübung dieſes 
Dienſtes iſt keine gewerbliche Tätigkeit. 
B. Erwerb und Verluſt der dentiſtiſchen Berufsſtellung 
8 3 N 
Berechtigung zur Aus⸗ Den Beruf als Dentiſt innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig 
übung des Berufes auszuüben iſt nur berechtigt, wer als Dentiſt ſtaatlich anerkannt iſt. Der Aner⸗ 


als Dentift kennung hat die Zuſtimmung der Fachſchaft der Dentiſten vorauszugehen. 
8 4 
Bezeichnung als Wer zur Ausübung des Berufes als Dentiſt innerhalb des Gebietes der 
Dentiſt Freien Stadt Danzig nicht berechtigt iſt, darf ſich weder Dentiſt nennen, noch 


eine Bezeichnung führen, durch die der Anſchein erweckt werden kann, daß 
der Betreffende zur Ausübung des Berufes als Dentiſt berechtigt iſt. 


8 8 5 
Im Ausland ſtaatlich Im Ausland ſtaatlich geprüfte Dentiſten, welche die ſtaatliche Anerkennung 


geprüfte Dentiſten als Dentiſt erhalten haben, ſtehen den nach 8 3 bezeichneten Dentiſten vorbe⸗ 
halklich beſonderer Beſtimmungen gleich. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 1. 1936.) 


96 | = 
Se der Die taatliche Anerkennung iſt zu verſagen: s 
enen a) demjenigen, der die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt Iſt gegen 
ihn wegen einer ſtrafbaren Handlung, welche den Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte zur Folge haben kann, die öffentliche Klage erhoben, 
ſo iſt die Entſcheidung über die ſtaatliche Anerkennung bis zur Beendi⸗ 
gung des 1 Verfahrens auszuſetzen; 8 
b) demjenigen, der ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, das ihn 
unwürdig macht, der Dentiſtenſchaft anzugehören. Vor der Entſcheidung 
iſt die Fachſchaft der Dentiſten gutachtlich zu hören. 


8 7 
Widerruf de. Die ſtaatliche Anerkennung iſt zu widerrufen: 
Anerkennung a) wenn die Anrichtigkeit der Nachweiſe dargetan iſt, auf Grund deren 
die Anerkennung erlangt iſt; 

b) wenn ſich ergibt, daß die Anerkennung gemäß $ 6 hätte verſagt 
werden müſſen; 

c) wenn der Dentiſt durch berufsgerichtliches Urteil für unwürdig erklärt 
wird, oder für unwürdig erklärt iſt, der Dentiſtenſchaft weiter anzu⸗ 
gehören; 

d) wenn dem Dentiſten die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden. 


8 8 
Die Wiederaner⸗ Die Wiederanerkennung kann nur mit Zuſtimmung der Fachſchaft der 
kennung Dentiſten ausgeſprochen werden. 


89 
Anerkennung und (1) Durch die ſtaatliche Anerkennung erlangt der Dentiſt die ſtaatliche 
ee tilt Berufung zur Ausübung des Berufes als Dentiſt. 

(2) Das Recht zur Ausübung des Berufes als Dentiſt ruht jedoch, wenn 
er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen eingetretener Schwäche ſeiner 
geiſtigen Kräfte oder wegen Rauſchgiftſucht oder aus einem ſonſtigen Grunde 
zur Erfüllung der Pflichten eines Dentiſten unfähig erſcheint. 

(3) Das Recht zur Ausübung des Berufes als Dentiſt ruht ferner, wenn 
im berufsgerichtlichen Verfahren ein Verbot der Ausübung der Tätigkeit als 
Dentiſt verhängt worden iſt. 

§ 10 
Verfahren Über die Verſagung und Entziehung der ſtaatlichen Anerkennung und über 
ihre Wiederverleihung, ſowie über das Ruhen der Ausübung des Berufes als 
Dentiſt mit Ausnahme des § 9 Abſ. 3 entſcheidet die für die Anerkennung 
zuſtändige Stelle nach Stellungnahme der Fachſchaft der Dentiſten. 


C. Berufsſtellung des Dentiſten 


2 § 11 
Ort der Berufsaus⸗ (1) Ein Dentiſt iſt erſt dann berechtigt, ſich an einem Ort des Gebietes 
übung der Freien Stadt Danzig zur Ausübung ſeines Beruefs niederzulaſſen, wenn 


ihm hierzu eine beſondere Genehmigung des Senats erteilt worden iſt. Der Ge⸗ 
nehmigung hat die Zuſtimmung der Fachſchaft der Dentiſten vorauszugehen, 
Die Fachſchaft der Dentiſten ſtellt einen Niederlaſſungsplan auf, der die Ver⸗ 
teilung der Dentiſten auf das Landesgebiet nach der Bedürfniſſen der Be⸗ 
völkerung und der Dentiſten regelt. 

(2) Die Ausübung des Berufes als Dentiſt im Umherziehen iſt verboten. 


8 12 


Ausübung des Berufes Der Dentift iſt berechtigt, ſeine Tätigkeit im Einzelfalle zu verſagen. Jedoch 
wird er durch dieſes Recht weder von der Pflicht, bei dringender Gefahr 
Nothilfe zu leiſten, noch von der Erfüllung vertraglicher Pflichten entbunden. 


Mit dem Beruf ver⸗ 
bundene Pflichten 


Schweigepflicht 


Strafvorſchrift 


Aufgaben und Rechte 


§ 13 
Der Dentiſt iſt verpflichtet, ſeinen Beruf gewiſſenhaft auszuüben und ſich 
durch ſein Verhalten innerhalb und außerhalb ſeines Berufes der Achtung und 
des Vertrauens würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. 


8 14 

Der Dentiſt iſt verpflichtet, über alle Tatſachen, die ihm kraft Ausübung 
feines Berufes bekannt werden, Stillſchweigen zu bewahren, ſoweit er nicht ſeitens 
der Patienten von der Schweigepflicht entbunden iſt oder nicht ein Geſetz oder 
ſittliche Pflicht ihn zur Offenbarung berechtigen oder verpflichten. 

Eine ſolche ſittliche Pflicht liegt insbeſondere vor, wenn ein berechtigtes 
öffentliches oder ein berechtigtes privates Intereſſe bei ſorgfältiger Abwägung 
höher zu bewerten iſt, als das durch die Schweigepflicht geſchützte Intereſſe 
und zur Wahrnehmung des höheren Intereſſes die Offenbarung des Geheim⸗ 
niſſes unumgänglich iſt. 

N 8 15 

Wer den Beſtimmungen der SS 4 und 11 Abſ. 2 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis bis zu 5 Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu 10000 Gulden be⸗ 
ſtraft. 


2. Abſchnitt 
A. Von der Dentiſtenſchaft 


Allgemeine Beſtimmungen 

' 8 16 

(1) Die Gejamtheit der im Gebiet der Freien Stadt Danzig tätigen 
Dentiſten iſt die „Danziger Dentiſtenſchaft.“ 

(2) Die Danziger Dentiſtenſchaft gliedert ſich: 

a) in die Fachſchaft der Dentiſten, 
b) in die Berufsvereinigung der Dentiſten der Freien Stadt Danzig E. V. 

(3) Die Fachſchaft der Dentiſten iſt eine Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts. Sie iſt rechtsfähig. 

(4) Die Berufsvereinigung der Dentiſten der Freien Stadt Danzig E. V. 
iſt ein eingetragener Verein mit dem Sitz in Danzig. 

(5) Die Fachſchaft der Dentiſten und die Berufsvereinigung der Dentiſten 
der Freien Stadt Danzig E. V. in folgendem kurz „Fachſchaft“ und „Be⸗ 
rufsvereinigung“ genannt, ſind die Träger der Aufgaben der berufsſtändiſchen 
Vertretungen, in folgendem kurz „Berufsſtändiſche Körperſchaften“ genannt. 


8 17 
(1) Die Aufgaben der berufsſtändiſchen Körperſchaften (8 16 Abſ. 5) iſt 
der Dienſt an der Geſundheit und der Geſunderhaltung der Bevölkerung der 
Freien Stadt Danzig. Hierzu gehört alles, was für die geiſtige, ſeeliſche und 
körperliche Ertüchtigung des Volkes und für jeden Einzelnen von Bedeutung iſt, 
Die berufsſtändiſchen Körperſchaften ſorgen für die Erfüllung der der Dentiſten⸗ 


ſchaft gegenüber Volk und Staat obliegenden Pflichten. 


(2) Sie vertreten die Dentiſtenſchaft und ſorgen dafür, daß ein ſittlich und 
fachlich hochſtehender Dentiſtenſtand bereit ſteht, der befähigt iſt, die ihm ob⸗ 
liegenden Aufgaben der Volkspflege zu löſen. Sie haben auf ein gedeihliches 
Verhältnis der Dentiſten untereinander hinzuwirken. 

(3) Sie nehmen die Belange der Dentiſtenſchaft wahr und ſind zum Ab⸗ 
ſchluß von Geſamtverträgen, auf Grund deren die Dentiſten in der öffentlichen 
Geſundheitspflege oder bei nicht öffentlichen Stellen die Verſorgung als Dentiſt 
übernehmen, allein berechtigt. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften können die 
Dentiſten zur Erfüllung der von ihnen geſchloſſenen Verträge verpflichten. 

(4) Sie treten für die freie Dentiſtenwahl ein, ſoweit es die Art der zu 
erfüllenden Aufgaben geſtattet. 

(5) Sie find Träger der dentiſtiſchen Selbſtverwaltung. 


8 


(6) Sie können Einrichtungen ſchaffen, die den Zweck haben, den Dentiſten 
und ihren Hinterbliebenen eine Verſorgung zu gewähren. 

(7) Sie erſtatten Gutachten an Behörden und Gerichten oder benennen 
auf Anfordern Gutachter. 

(8) Sie arbeiten in allen Angelegenheiten ihres Aufgabenkreiſes mit Be⸗ 
hörden des Staates, Gemeinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
zuſammen. Sie ſind im Rahmen ihrer Aufgaben dieſen Stellen gegenüber zu 
Anfragen, Vorſtellungen und Anträgen berechtigt. Die vorgenannten Stellen 
haben den berufsſtändiſchen Körperſchaften alle für die Volkspflege und ſon⸗ 
ſtigen Aufgaben der berufsſtändiſchen Körperſchaften bedeutſamen Mitteilungen 
zu machen, ſie vor Regelung von Angelegenheiten, die für die Volkspflege 
wichtig ſind, zu hören und auf Befragen Auskunft zu erteilen. 


8 18 


Die Fachſchaft kann, um die einheitliche Durchführung der in § 17 feſt⸗ 
gelegten, gemeinſamen Aufgaben ſicherzuſtellen, der Berufsvereinigung Anwei⸗ 


ſungen geben, in welcher Weiſe dieſe Aufgaben durchzuführen ſind. 


Auſſicht 


Allgemeines 


Meldungsweſen 


Organe der Fachſchaft 


8 19 
(1) Die Aufſicht über die berufsſtändiſchen Körperſchaften führt der Senat, 
Abtl. für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 
(2) Die Aufſicht erſtreckt ſich insbeſondere darauf, daß die Geſetze und 
die ſonſtigen verbindlichen Beſtimmungen beachtet werden. 


B. Die einzelnen berufsſtändiſchen Körperſchaften 


I. Die Fachſchaft 
Allgemeine Beſtimmungen 
8 20 

(1) Die Fachſchaft umfaßt das Gebiet der Freien Stadt Danzig. Sie hat 
ihren Sitz in Danzig. 

(2) Sie führt ein Siegel mit dem Wappen der Freien Stadt Danzig und 
mit der Umſchrift „Fachſchaft der Dentiſten der Freien Stadt Danzig“. 

(3) Der Fachſchaft unterſtehen alle Dentiſten im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig. 

8 21 

(1) Jeder Dentiſt hat ſich bei der Fachſchaft unter Vorlage der Anerken⸗ 
nungsurkunde anzumelden, dabei die weiteren erforderlichen Angaben zu 
machen, Nachweiſe zu erbringen und alle Anderungen anzuzeigen. 

(2) Die Fachſchaft kann hierfür nähere Beſtimmungen erlaſſen. Sie kann 
für den Fall der Nichtbeachtung der Vorſchriften (Abſ .1) Ordnungsſtrafen 
verhängen. i 

(3) Die Fachſchaft kann die Mithilfe beamteter Dentiſten und der Be⸗ 
hörden in Anſpruch nehmen. 

(4) Die Fachſchaft erſtattet der zuſtändigen Medizinalbehörde Anzeige 
von den bei ihr eingegangenen Meldungen. 

8 22 
. Verfaſſung der Fachſchaft 

(1) Organe der Fachſchaft ſind der Leiter und der Beirat. Der Leiter 
wird durch den Senat der Freien Stadt Danzig berufen und gegebenenfalls 
abberufen. Er leitet die Geſchäfte der Fachſchaft und vertritt die Dentiſtenſchaft 
nach außen. 

Der Beirat beſteht aus 2 Mitgliedern, die vom Leiter berufen und vom 
Senat beſtätigt werden. Sie haben beratende Tätigkeit und ſind zugleich die 
Stellvertreter des Leiters, deren Reihenfolge in der Vertretung dieſer beſtimmt. 
Der Leiter und die Mitglieder des Beirats müſſen die Danziger Staats⸗ 


Allgemeine Aufgaben 


Durchführung 
der Aufgaben 


Berufsordnung 


Beſondere Einrich⸗ 
tungen der Volks⸗ 
pflege 


Durchführung 
behandl. Tätigkeit 
in der öffentlichen 
Geſundheitspflege 


9 


üngehörfötett befigen. Ihre Amtsdauer beträgt 4 Jahre. Das Amt als Mit⸗ 
olted des Beirats darf nur aus einem wichtigen Grunde, vor Ablauf der Dauer 
der Mitgliedschaft, niedergelegt werden. Hierüber entſcheidet der Leiter der Fach⸗ 
ſchaft endgültig. 

Bei Behinderung eines Mitgliedes des Beirats wird durch den Leiter ein 
Mitglied der Fachſchaft, welches die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzen muß, 
für die Dauer der Behinderung berufen. d 

(2) Der Senat als Aufſichtsbehörde ernennt einen Staatskommiſſar bei 
der Fachſchaft. 


8 23 


Aufgaben der Fachſchaft 
(1) Die Fachſchaft hat die gemeinſamen Belange der berufsſtändiſchen 
Körperſchaften für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wahrzunehmen. 
(2) Der Fachſchaft ſteht insbeſondere zu: 

a) die Pflege und Vermittlung des Verkehrs mit allen Behörden, Ge⸗ 
meinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 

b) Die Mitarbeit und ſachverſtändige Beratung an den, der Volkspflege 
dienenden Beſtrebungen und Einrichtungen und an der Geſtaltung 
dieſer Einrichtungen, insbeſondere der öffentlichen Geſundheitspflege. 

e) Die Bearbeitung aller Fragen, die die Stellung der Dentiſten und 
die für den Dentiſten notwendige Freiheit in ſeiner Berufsausübung, 
auch in der Sozialverſicherung betreffen. 


d) Die Führung des Dentiſtenverzeichniſſes. 


8 24 

(1) Die Fachſchaft kann die Berufsvereinigung mit der Erledigung be⸗ 
ſonderer Aufgaben der Fachſchaft beauftragen und für die Erfüllung dieſer 
Aufgaben Anweiſungen geben. 

(2) Die Berufsvereinigung der Dentiſten hat von ſich aus alles zu tun, 
um die Beſtrebungen und Beſchlüſſe der Fachſchaft zu verwirklichen. 

(8) Die berufsſtändiſchen Körperſchaften haben ſich gegenſeitig zu unter⸗ 
ſtützen. 

(4) Die Dentiſten jind an die Beſchlüſſe ihrer berufsſtändiſchen Körper⸗ 
ſchaften gebunden, beamtete Dentiſten jedoch nur ſoweit, als dadurch ihre 
amtlichen Verpflichtungen nicht beeinträchtigt werden. 

(5) Die Fachſchaft kann, falls ihre Anweiſungen nicht befolgt werden, 
die Aufſichtsbehörde anrufen. 


8 25 
Die Fachſchaft erläßt eine Berufsordnung. In ihr regelt ſie insbeſondere 
die Rechte und Pflichten der Dentiſten, die Beziehungen der Dentiſten zuein⸗ 
ander, ſowie das Anzeigen⸗ und Schilderweſen für Dentiſten. 


8 26 


Die Fachſchaft unterſtützt die Beſtrebungen des Senats und ſeiner Organe, 

die Volksgeſundheit zu fördern. 
8 27 

(1) Zur Teilnahme an der Tätigkeit in der öffentlichen Geſundheits⸗ 
pflege, beſonders in der Geſundheitsfürſorge und in der Sozialverſicherung iſt 
grundſätzlich jeder freipraktizierende, niedergelaſſene Dentiſt berechtigt, der die 
fachlichen Vorausſetzungen und die Eignung dazu beſitzt. In Zweifelsfällen ſtellt 
die Fachſchaft feit, ob die fachlichen Vorausſetzungen und die Eignung vor⸗ 
handen ſind. 

(2) Können trotz fachlich ausreichender Vorbildung und Eignung nicht alle 
Dentiſten an der behandelnden Tätigkeit in der öffentlichen Geſundheitspflege 


10 


teilnehmen, jo daß die Zulaſſung geregelt werden muß, jo hat die Fachſchaft die 
Zulaſſung und das Verfahren für die Zulaſſung zu regeln. 


8 28 


Durchführung von (1) Die Fachſchaft hat das Recht, bei der Auswahl von Dentiſten für 
Verwaltungstätigkeit den Verwaltungsdienſt in der öffentlichen Geſundheitspflege, insbeſondere auch 
15 der Geſundheits⸗ für den vertrauensdentiſtiſchen Dienst mitzuwirken. Sie kann insbeſondere den 
pflege in Betracht kommenden Stellen Vorſchläge für die Auswahl geeigneter Den⸗ 

tiſten machen und andererſeits begründete Bedenken gegen die Eignung eines 
Dentiſten erheben, um ſeine Beſchäftigung oder Weiterbeſchäftigung zu ver⸗ 
hindern. 

(2) Werden die erhobenen Bedenken nicht beachtet, ſo kann die Fachſchaft 
Einſpruch beim Senat zum Zwecke einer Nachprüfung erheben. N 


8 29 
Sonſtige Die Fachſchaft gibt ſich eine Geſchäftsordnung, die der Genehmigung des 
Beſtimmungen Senats bedarf. In ihr beſtimmt ſie die Art und Weiſe, wie ihre Veröffent⸗ 
lichungen zu erfolgen haben. Mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung erhält 
dieſe Wirkſamkeit, wenn nicht ihr Inhalt etwas anderes beſagt. 
8 30 
Beiträge (1) Die Fachſchaft kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben von den Dentiſten 
a feſte Beiträge oder Beiträge in Geſtalt eines Hundertſatzes der Einnahmen 
aus dentiſtiſcher Berufstätigkeit erheben. Sie kann dieſe Beiträge auch ſtaffeln 
und je nach Zwecksbeſtimmung des Beitrages und nach der Art der Einnahmen 
unterſchiedlich geſtalten. Hierbei kann der Familienſtand berückſichtigt werden. 
Von Dentiſten, die ihre Berufstätigkeit nicht mehr ausüben und von pen⸗ 
fionierten, beamteten Dentiſten können feſte Beiträge entſprechend ihrer Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit erhoben werden. 
(2) Die Steuerämter haben auf Verlangen der Fachſchaft Aufſchlüſſe 
über die Steuerämter der Dentiſten zu geben. 


II. Die e ee der Dentiſten der Freien Stadt Danzig E. B. 
8 31 
Rechte und Pflichten (1) Rechte und Pflichten der Mitglieder der Berufsvereinigung werden 
der Mitglieder der durch ihre Satzungen beſtimmt. 

Berufsvereinigung (2) Die Beſtimmungen der Satzung dürfen jedoch nicht im Widerſpruch 
mit Beſtimmungen der Dentiſten⸗Ordnung ſtehen. Sie muß die Vorſchrift 
enthalten, daß der Vorſitzende der Berufsvereinigung vom Senat zu beſtätigen 
iſt und gegebenenfalls von ihm abgerufen werden kann. 


8 32 
Aufgaben der Die Aufgaben der Berufsvereinigung ſind: 
Berufs vereinigung (1) Die Wahrung der wirtſchaftlichen Belange der in der Freien Stadt 


Danzig tätigen Dentiſtenſchaft. Hierzu gehören insbeſondere Abſchlüſſe von 
Verträgen zum Zwecke dentiſtiſcher Behandlung mit Behörden, Krankenkaſſen, 
Krankenanſtalten, Gemeinden, Fürſorgeſtellen, Vereinen, Vereinigungen und 
Betrieben. Zur Gültigkeit bedürfen dieſe Verträge der Zuſtimmung der Fach⸗ 
ſchaft. 
(2) Die Verwaltung der Krankenkaſſen⸗Abrechnungsſtelle. 
(3) Die Schaffung und Unterhaltung ſozialer Einrichtungen. 
(4) Die Förderung, Pflege und Überwachung der Fortbildung der Den⸗ 
tiſtenſchaft und der Organiſierung und Ausbildung des dentiſtiſchen Nachwuchſes. 
(5) Mit Zuſtimmung der Fachſchaft der Erlaß von Beſtimmungen und 
Richtlinien über: 
a) Die Verteilung des Geſamthonorars bei Pauſchalhonorarverträgen, 
b) die im Dienſte der öffentlichen Geſundheitspflege einzuhaltende Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit, 
c) eine übermäßige Ausdehnung der Tätigkeit der Dentiſten. 


Berufsgericht und 
Ordnungsſtrafen 


Schlichtungsſtellen und 


Schiedsgerichte 


Die Berufsgerichte 


Zuſammenſetzung der 
Berufsgerichte 


1 
3. Abſchnitt 


Berufsaufſicht, Schlichtung, Schiedsweſen und Berufs⸗ 
gerichts barkeit 


$ 33 


(1) Die Fachſchaft der Dentiſten überwacht die gewiſſenhafte Erfüllung 
aller mit dem Beruf verbundenen Pflichten der Dentiſten. Bei jeder Pflicht⸗ 
verletzung hat der Leiter der Fachſchaft den betreffenden Dentiſten zu belehren 
und kann ihn nach Beratung mit dem Beirat mit einem Verweis oder mit 
einer Geldſtrafe bis zu 300, — Gulden beitrafen, wenn mindeſtens ein Mit⸗ 
glied des Führerrats zuſtimmt. 

(2) Gegen die Verhängung der Ordnungsſtrafe (Abſ .1) kann der Dentiſt 
innerhalb 2 Wochen Beſchwerde beim Leiter einlegen und Entſcheidung durch das 
Berufsgericht verlangen. Dieſes kann im Strafmaß über die verhängte Ord⸗ 
nungsitvafe hinausgehen und entſcheidet endgültig. 


Ss 34 

(1) Bei Streitigkeiten unter Dentiſten, ſowie zwiſchen Dentiſten und 
einem Dritten ſoll der Leiter oder ſein Beauftragter eine gütliche Schlichtung 
des Streites verſuchen. Der Leiter iſt berechtigt, von den Parteien jede Aus⸗ 
kunft zu verlangen und gegebenenfalls deren perſönliches Erſcheinen anzuordnen, 
Erſcheint der beteiligte Dentiſt nicht, ohne ſich ausreichend zu entſchuldigen, 
ſo kann ihn der Leiter in eine Ordnungsſtrafe bis zum Betrage von 150 Gulden 
nehmen. Erſcheint ein beteiligter Dritter nicht, ſo iſt der Leiter berechtigt, 
das Verfahren einzuſtellen, es ſei denn, daß mit Rückſicht auf die Schwere 
des Falles ein berufsgerichtliches Verfahren erforderlich wäre. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zuſtande, jo entſcheidet der Leiter bei 
Streitigkeiten zwiſchen einem Dentiſten und einem Dritten, ob ein berufsgericht⸗ 
liches Verfahren anhängig gemacht werden ſoll. Kommt bei Streitigkeiten 
zwiſchen Dentiſten eine Einigung nicht zuſtande, ſo hat der Leiter das berufs⸗ 
gerichtliche Verfahren anhängig zu machen. 

(3) Die Beſtimmungen der Abſätze (1) und (2) finden keine Anwendung 
auf beamtete Dentiſten, wenn es ſich um Angelegenheiten handelt, die mit 
ihren amtlichen Pflichten zuſammenhängen. 


I. Berufsgerichte und ihre Mitglieder 
8 35 


Die Berufsgerichtsbarkeit wird durch ein Berufsgericht und einen 
Berufsgerichtshof ausgeübt. 

8 36 

(1) Das Berufsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, der die Be⸗ 
fähigung zum Richteramt hat und 2 Dentiſten. Die Mitglieder und Stell⸗ 
vertreter für den Behinderungsfall werden von dem Leiter für die Dauer ſeiner 
Amtsperiode ernannt. 5 

(2) Der Berufsgerichtshof beſteht aus einem richterlichen Mitglied 
des Obergerichtes als Vorſitzenden und 4 Dentiſten. Die Ernennung des Vor⸗ 
ſitzenden erfolgt durch den Gerichtspräſidenten, die Ernennung von 2 Mitgliedern 
durch den Senat und die der übrigen 2 Mitglieder durch den Leiter für die 
Dauer ſeiner Amtsperiode. 

Der Leiter und die Mitglieder des Beirats dürfen nicht Mitglieder des 
Berufsgerichts oder des Berufsgerichtshofes ſein. Der Leiter hat jedoch das 
Recht, der Verhandlung beizuwohnen, oder ſich durch Beauftragte vertreten zu 
laſſen. Der Leiter oder ſeine Beauftragten ſind zu der Hauptverhandlung als 
Beteiligte gemäß § 49 Abi. 1 zu laden. g 

G3) Die Fachſchaft ſetzt die Entſchädigung für die Berufsrichter Felt. 
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II. Die Zuſtändigkeit der Berufsgerichte 


8 37 
(1) Die Berufsgerichtsbarkeit erſtreckt ſich auf alle Dentiſten, die der 
Dentiſtenſchaft der Freien Stadt Danzig angehören, auf beamtete Dentiſten 
jedoch nur ſoweit, als ihre Tätigkeit nicht einem Dienſtſtrafverfahren unterliegt, 
(2) Verletzt ein Dentiſt die ihm obliegenden Pflichten, ſo hat er die berufs⸗ 
gerichtliche Beſtrafung verwirkt. Bei Pflichtverletzungen beamteter Dentiſten iſt 
die vorgeſetzte Dienſtbehörde zu benachrichtigen. 


8 38 
Gerichts-, VBerwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden ſowie die örtliche 
Polizeibehörde ſind verpflichtet, auf Erſuchen der Berufsgerichte zwecks Auf⸗ 
klärung des Tatbeſtandes Auskunft zu erteilen. Letztere haben auf Erſuchen auch 
protokollariſche Vernehmungen von Perſonen vorzunehmen. 


III. Berufsgerichtliches Vermittlungsverfahren 
8 39 


Die Berufsgerichte können in jeder Lage des Verfahrens die Beilegung von 
Streitigkeiten vermitteln. 


IV. Verfahren vor den Berufsgerichten 


1. Allgemeine Beſtimmungen 
8 40 


(J) Ein Berufsgerichtsverfahren kann von Amts wegen oder auf Antrag an 
das Berufsgericht veranlaßt werden. 

Die berufsſtändiſchen Körperſchaften ſind verpflichtet, die Einleitung eines 
Berufsgerichtsverfahrens zu beantragen, wenn es im Intereſſe des Anſehens des 
dentiſtiſchen Berufsſtandes geboten erſcheint. 

(2) Das Verfahren wird durch Verfügung des Vorſitzenden des Berufs⸗ 
gerichts eingeleitet. Die Einleitung kann ſowohl aus rechtlichen, als auch aus 
tatſächlichen Gründen abgelehnt werden. 


8 4¹ 

(1) Der Beſchuldigte kann ſich in jeder Lage des Verfahrens durch einen 
zum Richteramt befähigten Juriſten oder einen Dentiſten vertreten laſſen. Ihnen 
iſt auf ihr Verlangen Einſicht in die Unterſuchungsakten zu gewähren. 

9 42 

(1) Die berufsgerichtliche Verfolgung einer Verfehlung verjährt in 5 Jahren. 
Bei Verfehlungen, die eine nach allgemeinem Strafrecht ſtrafbare Handlung 
darſtellen, oder mit einer ſolchen in Verbindung ſtehen, verjährt die berufs⸗ 
gerichtliche Verfolgung nicht bevor die Strafverfolgung verjährt iſt. 

(2) Jede Handlung des Vorſitzenden oder eines beauftragten Mitgliedes 
des Berufsgerichts oder des Richters im ſtrafgerichtlichen Verfahren, das wegen 
der gleichen Verfehlung gegen den beſchuldigten Dentiſten gerichtet iſt, unterbricht 
die Verjährung. Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 

8 43 
(1) Die berufsgerichtlichen Strafen ſind: 

a) Verweis, 

b) Geldſtrafe bis zu 10 000 Gulden, 

c) Aberkennung des Rechts zur Bekleidung eines Amtes innerhalb der 
berufsſtändiſchen Körperſchaften bis zur Dauer von 10 Jahren, 

d) die Erklärung, daß der Beſchuldigte unwürdig iſt, der Dentiſtenſchaft 
weiter anzugehören. 

(2) Verweis und Geldſtrafen können als Strafen nebeneinander ausge⸗ 
ſprochen werden. 


Beſchlußfaſſung des 
Berufsgerichts 


Verfahren 


Einteilung des 
Verfahrens 


Eröffnung des 
Verfahrens 


Ermittlungsverfahren 
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(3) Die Strafe it nach der Schwere der Verfehlungen, unter Berückſichti⸗ 
gung des geſamten Verhaltens des Beſchuldigten zu bemeſſen. Strafverſchärfend 
iſt das aſoziale und ſtandeswidrige Verhalten. Strafmildernd Notlage, Ein⸗ 
geſtändnis und Wiedergutmachung. 

(4) In geeigneten Fällen kann auf Veröffentlichung der e 

Entſcheidung erkannt werden. 


8 44 5 8 
(1) Das Berufsgericht beſchließt und entſcheidet in der Beſetzung mit 
3 Mitgliedern. Beſchlüſſe und Urteile bedürfen der einfachen Stimmenmehrheit. 
Sie ſind von den Mitgliedern des Berufsgerichts, welche bei der Entſcheidung 
mitgewirkt haben, zu unterſchreiben. Soll auf Ausſchluß aus der Dentiſtenſchaft 
erkannt werden (§ 43 Abſ. 1d), fo iſt Einſtimmigkeit erforderlich. 
(2) Die Entſcheidung des Berufsgerichts iſt mit Gründen zu verſehen und 
von dem Vorſitzenden zu verkünden. 6 
(3) Dem Verurteilten iſt eine vom Vorſitzenden des Berufsgerichts be⸗ 


glaubigte Abſchrift des Urteils durch eingeſchriebenen Brief zuzuſtellen. Das 


Berufsgericht hat das Urteil bei den Akten zu belaſſen. 

(4) Iſt gegen den beſchuldigten Dentiſten wegen derſelben Verfehlungen 
bereits ein Strafgerichtsverfahren durchgeführt worden, ſo ſind für das Berufs⸗ 
gerichtsverfahren die tatſächlichen e des im Strafgerichtsverfahren 
ergangenen Urteils bindend. 


2. Nichtförmliches Berufsgerichtsver fahren 


8 45 

(1) Verweiſe und Geldſtrafen bis zu 300, — Gulden können ohne förmliches 
Berufsgerichtsverfahren durch Beſchluß des Berufsgerichts verhängt werden. 

(2) Die für die Beſchlußfaſſung erforderlichen Ermittlungen ſind anzuſtellen 
und aktenkundig zu machen. Hinſichtlich Art und Umfang der Ermittlungen iſt 
das Berufsgericht durch Anträge nicht gebunden. Vor der Verhängung einer 
Strafe muß der Beſchuldigte gehört werden. 

(3) Das Verfahren wird durch einen Beſchluß abgeſchloſſen, der nur auf 
Beſtrafung oder Einſtellung des Verfahrens lauten kann. Es kann auch eingeſtellt 
werden, wenn eine Verfehlung zwar vorliegt, dieſe aber ſo geringfügig iſt, daß 
eine Beſtrafung gegebenenfalls auch unter Berückſichtigung der geſamten Führung 
des Beſchuldigten nicht angebracht erſcheint. 


3. Förmliches Berufsgerichtsverfahren 


8 46 


Das förmliche Berufsgerichtsverfahren beſteht aus dem Ermittlungsver⸗ 
fahren und der Hauptverhandlung. 


8 47 
(1) Das Verfahren wird durch einen Beſchluß des Berufsgerichts eröffnet, 
in welchem die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen aufzuführen 
ſind. Das Berufsgericht benennt in dem Beſchluß ein Mitglied, welches das 
Berufsgerichts⸗Ermittlungsverfahren führt. 
(2) Das Berufsgericht kann ſowohl aus rechtlichen wie aus tatſächlichen 
Gründen die Eröffnung des Verfahrens ablehnen. 


8 48 
(1). Das von dem Berufsgericht beſtimmte Mitglied hat nach der Eröffnung 
des Verfahrens alle ſachdienlichen Beweiſe ſo weit zu erheben, daß ſich in der 
Regel eine weitere Beweisaufnahme erübrigt. 
(2) Iſt dieſes Ziel erreicht, ſo werden die Akten dem Berufsgericht über⸗ 
ſandt. 


Hauptverhandlung 


Zuläſſigkeit 


Zuläſſigkeit 
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Das Berufsgericht beſchließt da ob das Ermittlungsverfahren als 
abgeſchloſſen gilt oder ob zur weiteren Aufklärung der Sache weitere Ergän⸗ 
zungen nötig ſind. 

Der vom Berufsgericht zu erlaſſende Ergänzungsbeſchluß muß insbeſondere 
die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen durch Angabe der ſie 
begründeten Tatſachen bezeichnen und, ſoweit in der Hauptverhandlung Beweis 
erhoben werden ſoll, die Beweismittel angeben. 


8 49 

0 Der Vorſitzende des Berufsgerichts bereitet die Hauptverhandlung 
vor, beſtimmt die Sitzungen und verfügt die Ladung der Beteiligten. Die Ver⸗ 
handlung iſt nicht öffentlich. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Aufruf 
des Beſchuldigten und der etwa geladenen Zeugen und Sachverſtändigen. Als⸗ 
dann verlieſt der Vorſitzende oder ein Mitglied des Berufsgerichts in Abweſenheit 
der Zeugen den Beſchluß über die Eröffnung des Verfahrens, gegebenenfalls 
auch den Ergänzungsbeſchluß und trägt das Ergebnis des bisherigen Verfahrens 
vor. 

(2) Daran ſchließt ſich die Vernehmung des Beſchuldigten, der Zeugen und 
Sachverſtändigen. Die Ausſagen nicht geladener, aber bereits vernommener 
Zeugen und Sachverſtändigen können in der Hauptverhandlung verleſen werden. 

(3) Zum Schluß der Hauptverhandlung ſind der Beſchuldigte und fein Bei⸗ 
ſtand mit ihren Ausführungen zu hören. Der Leiter oder ſeine Beauftragten 
müſſen auf ihren Antrag ebenfalls gehört werden. Das letzte Wort hat der 
Beſchuldigte. 

(4) Das Berufsgericht kann nach freiem Ermeſſen weitere Beweiserhebung 
beſchließen. 

(6) Die Hauptverhandlung kann ſtattfinden, auch wenn der Beſchuldigte 
trotz ordnungsmäßiger Vorladung nicht erſchienen iſt. 

(6) Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Verkündung des Urteils, das 
nur auf Freiſprechung, Beſtrafung oder Einſtellung des Verfahrens lauten kann. 
Das Berufsgericht entſcheidet unter Beachtung der Berufsordnung und der ſon⸗ 
ſtigen Regelungen nach feiner freien Überzeugung. 

Auf Einſtellung des Verfahrens kann erkannt werden, wenn eine Verfehlung 
zwar vorliegt, dieſe aber ſo geringfügig iſt, daß eine Beſtrafung gegebenenfalls 
auch unter Berückſichtigung der geſamten Führung des Beſchuldigten nicht ange⸗ 
bracht erſcheint. 


* 


V. Verbot der dentiſtiſchen Tätigkeit 


8 50 

(1) Wenn gegen einen Dentiſten ein förmliches Berufsgerichtsverfahren 
eingeleitet iſt und wenn zu erwarten iſt, daß er im Berufsgerichtsverfahren für 
unwürdig erklärt werden wird, der Dentiſtenſchaft weiter anzugehören, ſo kann 
gegen ihn durch Beſchluß des Berufsgerichts ein Verbot ſeiner Berufstätigkeit 
verhängt werden, bis das Verfahren vor den Berufsgerichten abgeſchloſſen iſt. 

(2) Der Beſchluß kann nur auf Grund mündlicher Verhandlungen ergehen. 
Er iſt mit Gründen zu verſehen und dem Beſchuldigten zuzuſtellen. Mit der Zu⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes iſt dem Dentiſten verboten, weiterhin dentiſtiſch tätig zu 
ſein. Ein Dentiſt, der dem Verbot zuwiderhandelt, kann mit der im § 43 Abſ. Ic 
bezeichneten Strafe belegt werden, ſofern nicht, nach den beſonderen Verhältniſſen 
des Falles, eine der im § 43 Abſ. 1 a und b bezeichneten Strafen als aus⸗ 
reichende Sühne erſcheint. 

(3) Gegen den Beſchluß auf Verbot dentiſtiſcher Tätigkeit ſteht dem 
Dentiſten die Berufung an den Berufsgerichtshof zu. Sie hat keine aufſchiebende 
Wirkung. 

VI. Rechtsmittel, Zuläſſigkeit 


A. Berufung 
8 51 i 
(1) Urteile des Berufsgerichts können mit der Berufung an den Berufs⸗ 
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gerichtshof angefochten werden. Die Berufung ift ausgeſchloſſen gegen Urteile 
des Berufsgerichts, die auf Verweis oder Geldſtrafe bis zu Gulden 1000, — oder 
auf mehrere dieſer Strafen erkennen, es ſei denn, daß das Berufsgericht in ſeinem 
Urteil die Berufung für zuläſſig erklärt hat. 
(2) Die Berufung kann nur darauf geſtützt werden, daß: 
a) die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des 
beſtehenden Rechts oder auf einen Verſtoß wider den klaren Inhalt der 
Akten beruhe, 
b) das Verfahren an weſentlichen Mängeln leidet. 
(3) Der Nachprüfung des Berufsgerichtshofes unterliegt auch die Höhe der 
vom Berufsgericht verhängten Strafen, ſowie die Beweiswürdigung des Be⸗ 
rufsgerichts. 


Der Berufsgerichtshof kann nach ſeinem freien Ermeſſen Beweiſe erheben. 


$ 52 

(1) Die Berufung, die ſchriftlich begründet ſein muß, iſt bei dem Be⸗ 
rufsgericht ſchriftlich einzulegen. Die Berufungsfriſt beträgt 2 Wochen und 
beginnt mit dem Ablauf des Tages, an dem das Urteil den Perteien zugeſtellt 
worden iſt. 

(2) Wird die Berufung darauf geſtützt, daß das Verfahren an weſent⸗ 
lichen Mängeln leidet, ſo ſind in der Berufungsbegründung die Tatſachen an⸗ 
zugeben, die den Mangel ergeben. Wird ſonſt die Verletzung einer Rechtsnorm 
oder ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten gerügt, ſoll die Begrün⸗ 
dung die verletzte Norm oder den Verſtoß bezeichnen. g 


8 53 

(1) Der Berufungsgerichtshof beſchließt und entſcheidet mit Stimmen⸗ 
mehrheit nach mündlicher Beratung in der Beſetzung von 5 Mitgliedern. Der 
Ausſchluß aus der Dentiſtenſchaft kann nur mit Einſtimmigkeit der Berufs⸗ 
gerichtshofes erfolgen. 

(2) Soweit die Berufung für begründet erachtet wird, iſt das angefochtene 
Urteil aufzuheben. In dieſem Falle kann der Berufsgerichtshof in der Sache 
ſelbſt entſcheiden, oder die Sache an das Berufsgeriht zurückverweiſen. Das 
Urteil des Berufsgerichtshofes unterliegt keiner Anfechtung. 


8 54 


St das Verfahren durch ein rechtskräftiges Urteil abgeſchloſſen, To it 
gegen denſelben Beſchuldigten wegen derſelben Verfehlungen nur ein Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren zuläſſig. 


B. Beſchwerde 


8 55 


Beſchlüſſe des Berufsgerichts ſind mit der Beſchwerde nur in den Fällen 
anfechtbar, in denen die Berufsgerichtsordnung die Beſchwerde ausdrücklich 
zuläßt. Die Beſchwerdefriſt beträgt 2 Wochen. Über die Beſchwerde entſcheidet 
der Berufsgerichtshof ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß. 


VII. Wiederaufnahme des Verfahrens 


8 56 
Ein förmliches Berufsgerichtsverfahren, das durch eine Entſcheidung (Urteil 
oder Beſchluß) des Berufsgerichts rechtskräftig abgeſchloſſen war, kann aus 
den Gründen wieder aufgenommen werden, aus denen nach den Beſtimmungen 
der Strafprozeß⸗Ordnung ein Verfahren wieder aufgenommen werden kann. 
8 57 


Im Falle der Verurteilung hat der Beſchuldigte die Koſten des Ver⸗ 
fahrens zu tragen. 
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VIII. Koſten 


Gebühren und Als Koſten werden die baren Auslagen in Anſatz gebracht. Dieſe ſind 
Auslagen von dem Vorſitzenden des Berufsgericht feſtzuſetzen. Die Feſtſetzung iſt voll⸗ 
ſtreckbar. 
IX. Vollſtreckung 
Ss 58 
Vollſtreckung Urteile und Beſchlüſſe ſind erſt nach Erlangung der Rechtskraft vollſtreck⸗ 


bar. Die Strafen des Verweiſes und der Erklärung, daß der Dentiſt unwürdig 
iſt, der Dentiſtenſchaft anzugehören, gelten mit der Rechtskraft der Entſcheidung 
als vollſtreckt, in der ſie ausgeſprochen ſind. 
Geldſtrafen werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben und fließen 
in die Kaſſe der Fachſchaft. 
8 59 
Stundung, Erlaß Ordnungsſtrafen, (8 33 und 34) Geldſtrafen und Koſten können von der 
Fachſchaft unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und der ge⸗ 
ſamten Führung des Verurteilten teilweiſe oder ganz geſtundet oder erlaſſen 


werden. 
X. Friſten und Zuſtellungen 
Ss 60 
Friſtverſäumung, (1) Auf die Berechnung der Friſten, auf die Wiedereinſetzung in den 
Friſten und vorigen Stand wegen Friſtverſäumung und auf Zuſtellungen finden die ein⸗ 
Zuſtellungen ſchlägigen Vorſchriften der Strafprozeß⸗Ordnung Anwendung. 
XI. Übergangsbeſtimmungen 
§ 61 
Übergangs- Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängig gewordenen Ver⸗ 
beſtimmungen fahren werden nach den Beſtimmungen der beſtehenden Standesordnung durch⸗ 
geführt. 


Im übrigen tritt die Standesordnung mit dem Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung außer Kraft. 
XII. Ermächtigung 
8 62 


Ermächtigung Der Senat wird ermächtigt, das Berufsgerichtsverfahren durch eine Be⸗ 
rufsgerichtsordnung zu regeln, vor deren Erlaß die Fachſchaft zu hören iſt. 


Artikel I 
Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Artikel III 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. Dezember 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Dan zig 
Huth Dr. Kluck 


4 c Rechtsverordnung 
betreffend den Erlaß einer Hebammen⸗Ordnung. 
Vom 18. Dezember 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft eine Hebammen⸗Ordnung erlaſſen. 
Artikel I 

Die Hebammen⸗Ordnung hat folgenden Wortlaut: 


Berufung Der 
Hebammenſchaft 


Tätigkeit der einzelnen 
Hebamme 


Pflicht der Hebamme 
zur Hilfeleiſtung 


Bezeichnung als 
Hebamme 


Berechtigung zur Aus⸗ 
übung des Berufs 
einer Hebamme 


Zulaſſung im 
Auslande geprüfter 
Hebammen 


Entziehung des 
Prüfungszeugniſſes 


Art der Berufs⸗ 
ausübung 
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1. Abſchnitt 
Von der Hebamme 
A. Sebammenſchaft und Geſundheitspflege 
8 1 


Die Hebammenſchaft der Freien Stadt Danzig in ihrer Geſamtheit iſt zum 
Geſundheitsdienſt an der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig berufen. 


82 
Zur Tätigkeit der einzelnen Hebamme gehört in Erfüllung öffentlicher Auf⸗ 
gaben der Dienſt an Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und neugeborenen 
Kindern ſowie die Aufklärung des Volkes in Fragen der Geſundheitspflege. 


| 83 
Jede Hebamme iſt verpflichtet, nach Maßgabe dieſer Verordnung jeder Frau 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig Hilfe zu leiſten. 


B. Erwerb und Verluſt der Berufsſtellung der Hebamme 
| 8 4 

Hebammen im Sinne dieſer Verordnung dürfen ſich nur Frauen nennen, 
die auf Grund der Prüfungsordnung für Hebammen durch den Senat der 
Freien Stadt Danzig ein Hebammenprüfungszeugnis erhalten haben, oder bei 
denen ein im Ausland erworbenes Prüfungszeugnis vom Senat anerkannt iſt 
(8.6). ' 

1. Perſonen, die weder eine ärztliche Approbation noch das in $ 4 bezeich⸗ 
nete Prüfungszeugnis beſitzen, ſind von der Ausübung der Hebammenhilfe nach 
8 3 ausgeſchloſſen. Auch in Krankenhäuſern, Privatkliniken, Entbindungsanſtalten 
und Wöchnerinnenheimen darf Hebammenhilfe nur von geprüften Hebammen 
geleiſtet werden. 

2. Dieſes Verbot gilt nicht für Notfälle. Ein Notfall liegt vor, wenn es 
nicht möglich iſt, rechtzeitig eine Hebamme oder einen Arzt zuzuziehen. 
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1. Hebammen, die auf Grund einer außerhalb des Gebiets der Freien Stadt 
Danzig erfolgten gleichwertigen Ausbildung zur Ausübung der Geburtshilfe in 
ihrem Heimatſtaate zugelaſſen find, können für das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig widerruflich die Niederlaſſungsgenehmigung erhalten. 

2. Dieſelbe wird erteilt nach Anhörung der Fachſchaft der Danziger Hebammen 
und der Landeshebammenſtelle. Nach erfolgter Niederlaſſungsgenehmigung ſtehen 
dieſe Hebammen im übrigen den in 8 4 bezeichneten Hebammen völlig gleich, 
ſoweit nicht die in § 42 Ziffer 2 bezeichnete Ausnahme in Frage kommt. 


ST, 

Geprüften Hebammen kann das Prüfungszeugnis entzogen werden, wenn 
ſich die Unrichtigkeit der Nachweiſe ergibt, auf Grund deren das Zeugnis erteilt 
worden iſt, oder wenn der Hebamme die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
find, oder wenn aus Handlungen und Anterlaſſungen der Hebamme der Mangel 
derjenigen Eigenſchaften erkennbar geworden iſt, die bei der Erteilung des 
Prüfungszeugniſſes vorausgeſetzt worden ſind. Das Verfahren regelt ſich nach 
den §8 53 ff. dieſer Verordnung. 


88 
1. Die Hebamme iſt erſt dann berechtigt, ſich an einem Ort des Gebiets 
der Freien Stadt Danzig zur Ausübung ihres Berufs niederzulaſſen, wenn ihr 
hierzu eine beſondere Genehmigung des Senats erteilt iſt. Dieſer Genehmigung 
hat die Zuſtimmung der Hebammenfachſchaft vorauszugehen. 


Beaufſichtigung der 
Berufsausübung 


Nebenbeſchäftigung 


Vergütung für beruf⸗ 


liche Tätigkeit 


Einziehung der Ge⸗ 
bühren im Zwangs⸗ 
verwaltungs⸗ 
verfahren 


Pflichten der 
Hebammen in der 
Berufsausübung 
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2. Die Berechtigung zur Berufsausübung endet — abgeſehen von den 
Fällen der 88 20, 21 und 25 — mit Ablauf des Monats, in dem die Hebamme 
das 65ſte — auf dem Lande das 60ſte — Lebensjahr erreicht oder ſchon vorher den 
Anſpruch auf Ruhegehalt nach §S 2 Abſ. 1 Buchſt. b des Geſetzes über die 
Altersverſorgung der Hebammen erworben hat, ſofern nicht der Senat eine 
Ausnahme zuläßt. 

3. Der Übertritt der Hebamme in den Ruheſtand iſt auf dem Prüfungs⸗ 
zeugnis durch die Landeshebammenſtelle zu vermerken. 

4. In allen Fällen, in denen die Berufsausübung der Hebamme endet, iſt 
vom Senat die Niederlaſſungsgenehmigung zurückzuziehen. 

5. Die Ausübung des Berufs einer Hebamme im Umherziehen iſt verboten. 


C. Die Berufsſtellung der Hebamme 
8 9 

Die Hebammen unterſtehen mit Ausnahme derjenigen in öffentlichen und 
privaten Krankenhäuſern, Entbindungsanſtalten und Wöchnerinnenheimen der 
ſtändigen Aufſicht durch die Kreisärzte. Unberührt bleibt die Befugnis des Kreis⸗ 
arztes, auf Anordnung des Senats in Einzelfällen bei den vorgenannten Anſtalten 
eine Nachprüfung vorzunehmen. 

§ 10 

1. Zu einer Erwerbstätigkeit außer der im $ 13 angeführten bedarf die 
Hebamme der Genehmigung. Beſtehen gegen dieſe Erwerbstätigkeit Bedenken, 
ſo muß die Genehmigung verſagt und eine erteilte Genehmigung zurückgenommen 
werden. ö 

2. Zuſtändig für die Erteilung oder Zurücknahme der Genehmigung iſt die 
Landeshebammenſtelle, bei Vertragshebammen nach Anhörung der Kreiſe. 

3. Gegen die Verſagung oder Zurücknahme der Genehmigung ſteht der 
Hebamme binnen 2 Wochen die Beſchwerde an den Senat zu. 

su 3. 

1. Für ihre beruflichen Bemühungen nach $ 13 Buchſt. a bis c fteht der 
Hebamme ein Entgelt nach der Gebührenordnung für Hebammen zu. Für die 
Mitwirkung bei der ſozialen Fürſorge nach § 13 Buchſt. d wird eine Vergütung 
grundſätzlich nicht gewährt. 

2. Hinſichtlich der Verſicherten und Fürſorgeberechtigten verbleibt es bei 
den bisherigen Beſtimmungen. 

§ 12 N 

1. Ergeben ſich Streitigkeiten über die Höhe einer Gebühr, oder werden die 
entſtandenen Gebühren an die Hebamme nicht innerhalb einer angemeſſenen Friſt 
entrichtet, ſo ſetzt der Landrat, in der Stadt Danzig der Polizeipräſident, in den 
anderen Städten der Bürgermeiſter, nach Anhörung des Zahlungspflichtigen 
die Gebühren nach Maßgabe der Gebührenordnung feſt. Gegen dieſe Feſtſetzung 
iſt Beſchwerde an den Senat (Abt. G) zuläſſig, die nach Anhörung der Fachſchaft 
endgültig entſcheidet. 

2. Die rechtskräftig feſtgeſetzte Gebühr unterliegt der Beitreibung im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren. Hierbei gilt unbeſchadet des Rechts der Hebamme 
auf die Gebühren der Kreis als derjenige, auf deſſen Rechnung die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach den Vorſchriften der Danziger Beitreibungsordnung erfolgt. 


D. Pflichten der Hebamme 
8 13 
Die Hebamme iſt verpflichtet, alle in ihren Beruf fallenden Aufgaben ent⸗ 
ſprechend der Dringlichkeit und unter Befolgung der in der Dienſtanweiſung für 
Hebammen erlaſſenen Vorſchriften gewiſſenhaft auszuführen. Sie hat insbeſon⸗ 
dere folgende Berufspflichten zu erfüllen: g f 
a) Beratung von Schwangeren ſowie Beobachtung und Hilfeleiſtung bei 
Geburten und Fehlgeburten, 
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b) Verſorgung der Wöchnerinnen und neugeborenen Kinder, 
c) Förderung des Stillens der Säuglinge, 
d) Mitwirkung bei der Schwangeren⸗, Mütter⸗ und Säuglingsfürſorge und 


Beratung. 
8 14 
Nachprüfung und Die Hebamme hat ſich alle 3 Jahre eine Nachprüfung durch den Kreisarzt 
Fortbildung zu unterziehen, alle 6 Jahre an einem Fortbildungslehrgang teilzunehmen. 
8 15 
Mit dem Beruf ver⸗ Die Hebamme iſt verpflichtet, ihren Beruf gewiſſenhaft auszuüben und ſich 


bundene Pflichten durch ihr Verhalten innerhalb und außerhalb ihres Berufs der Achtung und des 
. Vertrauens würdig zu zeigen, die ihr Beruf erfordert. 

; 8 16 - 
Schweigepflicht 1. Der Hebamme iſt ebenſo wie dem Arzt durch § 300 des Strafgeſetzbuches 
jede unbefugte Mitteilung von Privatgeheimniſſen, die ihr bei Ausübung ihres 
Berufs zur Kenntnis gekommen ſind, an dritte Perſonen ſtrengſtens verboten. 
Die Hebamme ſoll deshalb über alles, was ihr in ihrem Berufe anvertraut 
wird, oder was ſie ſonſt im Hauſe der Pflegebefohlenen ſieht oder hört, auch über 
körperliche Fehler, geheime Gebrechen, häusliche Verhältniſſe uſw. ſtrengſtes Still⸗ 
ſchweigen bewahren, abgeſehen von dem, was dem Arzte oder der Behörde 
gemäß SS 8, 17 und 18 der Dienſtanweiſung mitzuteilen iſt. 

2. Die Hebamme iſt von der Schweigepflicht befreit, wenn ſie von der 
Schweigepflicht entbunden iſt, oder ein Geſetz oder ſittliche Pflichten ſie zur 
Offenbarung berechtigen oder verpflichten. Eine ſolche ſittliche Pflicht liegt 
insbeſondere vor, wenn ein berechtigtes öffentliches oder ein berechtigtes privates 
Intereſſe bei ſorgfältiger Abwägung höher zu bewerten iſt, als das durch die 
Schweigepflicht geſchützte Intereſſe, und zur Wahrnehmung des höheren Inter⸗ 
eſſes die Offenbarung des Geheimniſſes unumgänglich iſt. 


8 17 


Strafvorſchrift Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der 88 5 Abſ. 1 und 8 Abſ. 5 
werden mit Gefängnis bis zu 3 Jahren oder Geldſtrafe bis zu 5000 G beſtraft. 


E. Die Vertragshebammen 
8 18 
Anſtellung und Be⸗ 1. Die Vertragshebammen werden auf Vorſchlag der Fachſchaft nach 
dürfnisfrage beſonderer Prüfung der perſönlichen Eignung der Hebamme für die Ausübung 
ihres Berufs von den Kreiſen angeſtellt. Gleichzeitig erfolgt die Anweiſung eines 
Dienſtwohnortes, wobei die Bedürfnisfrage eingehend zu prüfen iſt. Eine Ab⸗ 
grenzung von Bezirken erfolgt nicht. 

2. Das Ergebnis der Prüfung der Bedürfnisfrage durch die Kreiſe bedarf 
der Zuſtimmung durch die Landeshebammenſtelle. 

3. Kommt es bezüglich der Anſtellung einer Hebamme oder hinſichtlich 
der Bedürfnisfrage nicht zu einer Einigung zwiſchen dem betr. Kreis und der 
Landeshebammenſtelle, ſo entſcheidet der Senat. 

4. Die Kreiſe ſind verpflichtet, die nach Abſ. 3 erforderlichen Hebammen 
anzuſtellen und im Bedarfsfalle Hebammen auf Koſten des Kreiſes ausbilden 
zu laſſen. f 570 

| $ 19 
Einſtellung auf Die Einſtellung der Vertragshebammen erfolgt zunächſt probeweiſe auf 
Probe ein Jahr. 

N i g 8 20 5 
Abſchluß und Erlöſchen 1. Die Kreiſe haben mit den anzuſtellenden Hebammen Dienſtverträge 
der Dienſtverträge abzuſchließen. Die Dienſtverträge bedürfen der Genehmigung der Landesheb⸗ 
n ammenſtelle. 5 Ars 

2. Der Dienftvertrag. erlilcht, 


20 


1. wenn die Hebamme ihre Berufstätigkeit freiwillig aufgibt, 

2. wenn der Hebamme gemäß 8 7 dieſer Verordnung das Prüfungszeugnis 
entzogen wird, 

3. wenn die nach 8 6 dieſer Verordnung erteilte Zulaſſung widerrufen wird. 


8 21 
Kündigung der 1. Nach endgültiger Anſtellung der Vertragshebamme kann der Dienſtver⸗ 
Dienſtverträge trag, abgeſehen von dem Falle des § 55 Abi. 3, nur in folgenden Fällen ge⸗ 


kündigt werden: 

1. wenn die Hebamme einen angeordneten Fortbildungslehrgang ohne Grund 
verſäumt, oder ſich einer Nachprüfung grundlos entzieht, 

2. wenn ſie Bücher oder Überſichten, die zur regelmäßigen Kontrolle ihrer 
Berufstätigkeit oder als Nachweiſe für Zahlungsanſprüche an den Kreis 
dienen, trotz dreimaliger Verwarnung innerhalb von 5 Jahren unrichtig 
oder unvollſtändig führt, 

3. wenn ſie wegen grober Verletzung der Dienſtanweiſung innerhalb der 
letzten 5 Jahre dreimal durch die Landeshebammenſtelle verwarnt worden 
iſt; als grobe Verletzung der Dienſtpflicht ſind insbeſondere anzuſehen: 

a) grobe Nachläſſigkeit im Beruf, 

b) ungleichmäßige Berücksichtigung oder Behandlung der Hilfefuhenden, 
c) Unterbietung anderer Hebammen hinſichtlich der Gebühren, 

d) alle Handlungen, die als unlauterer Wettbewerb anzuſehen ſind, 

4. wenn ſie den ihr zugewieſenen Dienſtwohnort eigenmächtig wechſelt, 

. wenn ſie länger als ein Jahr ihren Beruf nicht ausüben kann, 

6. wenn ſie infolge eines körperlichen Gebrechens oder infolge Schwäche 
ihrer geiſtigen und körperlichen Kräfte zur Erfüllung ihrer Berufspflichten 
dauernd unfähig iſt, 

7. wenn ſie länger als 3 Tage hintereinander ohne Erlaubnis des zuſtän⸗ 
digen Kreisarztes von ihrem Dienſtwohnort abweſend iſt. 

2. Die Kündigungsfriſt beträgt 3 Monate zum Quartalsſchluß. Die Vor⸗ 
ſchrift des S 625 BGB. über friſtloſe Kündigung bei Vorliegen eines wich⸗ 
tigen Grundes bleibt unberührt. 

3. Im Falle der Ziffer 5. kann der Senat Ausnahmen zulaſſen. 


a1 


8 22 
Beſchwerde gegen die Der Hebamme ſteht bei Kündigung ihres Dienſtvertrages innerhalb von 
rear zwei Wochen nach Eingang der Kündigung die Beſchwerde an die Landesheb- 


ammenſtelle zu. Gegen die Entſcheidung derſelben iſt binnen 2 Wochen die 
Klage beim Berufsgericht zuläſſig. 


Rechte der Hebammen Den Vertragshebammen ſtehen die in dem Dienſtvertrag im einzelnen 


aus dem Dienſt⸗ feſtgelegten Rechte zu, insbeſondere auf Altersverſorgung. 
vertrage 


F. Die freien Hebammen 


8 24 
Zulaſſung der freien Neben den Vertragshebammen kann, beſonders in den Stadtkreiſen, frei 
Hebamme und ihre praktizierenden Hebammen die Niederlaſſungsgenehmigung (§ 8 Abi. 1) erteilt 
Rechte werden. Dieſe haben keinen Anſpruch auf Abſchluß eines Dienſtvertrages und 


auf die ſich aus einem ſolchen ergebenden Rechte. Die Altersverſorgung richtet 
ſich nach dem Geſetz, betr. die Altersverſorgung der Hebammen. 


8 25 
Vorausſetzung der 1. Die Niederlaſſungsgenehmigung darf einer freien Hebamme nur dann 
Zulaſſung und ihrer erteilt werden, ſobald dieſer von der Landeshebammenſtelle auf Vorſchlag des 
Jurückziehung. Kreisarztes und nach Anhörung der Hebammen⸗Fachſchaft ein Zeugnis dahin 


Beſchwerderecht ausgeſtellt iſt, daß ſie für die Berufsausübung einer Hebamme ſowohl nach 
ihrer Ausbildung als auch ihrer Perſönlichkeit nach geeignet iſt. 


u 
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2. Gegen die Verweigerung dieſes Zeugniſſes iſt binnen zwei Wochen nach 
Zuſtellung des ablehnenden Beſcheides Beſchwerde an den Senat zuläſſig. 

3. Das Eignungszeugnis kann von der Landeshebammenſtelle zurück⸗ 
gezogen werden, wenn die in $ 21 Ziffer 1—3 und 5—6 bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen. Gegen die Zurückziehung des Zeugniſſes ſteht der Hebamme 
die Klage beim Berufsgericht zu. Die Zurückziehung des Eignungszeugniſſes darf 
nur mit den in § 21 genannten Friſten erfolgen. 

4. Die Beſtimmung des § 8 Abſ. 4 findet entſprechende Anwendung. 


2. Abſchnitt 
Die Landeshebammenſtelle 


ö § 26 
Tätigkeits bereich der 1. Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird eine Landeshebammen⸗ 
Landeshebammen⸗ ſtelle eingerichtet. 
ſtelle 2. Sie wird tätig 


a) als Verwaltungsſtelle in den Fällen der 88 8 Abſ. 3, 10, 18, 20, 25, 
29 und 36 Abſ. 3 und 4, 
b) als Beſchwerdeinſtanz in den Fällen der 88 22, 34 Abſ. 2, 40 Abſ. 4 


und 50 Abſ. 2. 
ü $ 27 
Zufammenſetzung der 1. Die Landeshebammenſtelle ſetzt ſich zuſammen aus: 
Landeshebammen⸗ a) einem Vertreter des Senats, a 5 
ſtelle b) einem Kreisarzt, 


c) einem frei praktizierenden Arzt, 
d) drei Hebammen, von denen mindeſtens eine eine Vertragshebamme ſein 
muß. 
2. Sofern es ſich um Angelegenheiten der Krankenkaſſen handelt, iſt ein 
Vertreter derſelben zuzuziehen, der aber nur beratende Stimme hat. i 
3. Die Mitgliedſchaft in der Landeshebammenſtelle iſt ein Ehrenamt. Nur 
die Erſtattung von Reiſekoſten und die Gewährung von Tagegeldern iſt zuläſſig. 
4. Den Vorſitz führt der Vertreter des Senats, die einfache Mehrheit 
entſcheidet, bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden. 
- i 8 28 
Ernennung der 1. Für die Landeshebammenſtelle benennt die Mitglieder zu § 27 d die 
Mitglieder der Fachſchaft der Hebammen, die Mitglieder zu S 27 a), b) und c) der Senat, den 
Landeshebammen⸗ Vertreter zu § 27 Abſ. 2 die Vereinigung der Krankenkaſſen im Gebiet der 
ſtelle f Freien Stadt Danzig. 
a 2. Für jedes Mitglied it in gleicher Weile ein Stellvertreter zu benennen. 
3. Die Mitglieder und Stellvertreter werden auf 4 Jahre benannt. 
4. Die Ernennung der Mitglieder erfolgt durch den Senat. 
5. Die Geſchäftsordnung wird durch den Senat erlaſſen. 


8 29 
Mitwirkung der Lan⸗ Die Landeshebammenſtelle muß gehört werden: 
deshebammenſtelle a) bei allen wichtigen, das Hebammenweſen betreffenden Fragen, 


bei Erlaß und Ab⸗ b) vor dem Erlaß einer Gebührenordnung, 
Bas von Vor⸗ c vor dem Erlaß einer Dienſtanweiſung, 
f : d) vor dem Erlaß von Vorſchriften über die Altersverſorgung, 
e) vor dem Erlaß einer Prüfungsordnung 
ſowie bei Abänderungen dieſer Vorſchriften. 


3. Abſchnitt 
Von der Hebammenſchaft 
A. Allgemeine Beſtimmungen 
8 30 ar 
Aufbinl © 1. Die Geſamtheit der im Gebiet der Freien Stadt Danzig tätigen Heb⸗ 
ammen ift „die Danziger Hebammenſchaft“. Round! 


Aufgaben und Rechte 


Durchführung der 
Aufgaben 


= 


2. Die Danziger Hebammenſchaft gliedert ſich in die Fachſchaft der Dan⸗ 
ziger Hebammen und die Berufsvereinigung der Hebammen der Freien Stadt 
Danzig E. V. 

3. Die Fachſchaft der Danziger Hebammen iſt eine Körperſchaft öffentlichen 
Rechts. Sie iſt rechtsfähig. Mages 

4. Die Berufsvereinigung der Hebammen der Freien Stadt Danzig E. V. 
iſt ein eingetragener Verein mit dem Sitz in Danzig. 

5. Die Fachſchaft der Danziger Hebammen und die Berufsvereinigung der 
Hebammen der Freien Stadt Danzig E. V. find die Träger der Aufgaben der 
berufsſtändiſchen Vertretung, in Folgendem kurz „berufsſtändiſche Körper⸗ 
ſchaften“ genannt. 

8 31 

1. Aufgabe der berufsſtändiſchen Körperſchaften iſt die Mitarbeit an der 
Geſundung und Geſunderhaltung der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig. 
Hierzu gehört alles, was für die geiſtige, ſeeliſche und körperliche Ertüchtigung 
des Volkes und für jeden Einzelnen von Bedeutung iſt. Die berufsſtändiſchen 
Körperſchaften ſorgen für die Erfüllung der der Hebammenſchaft gegenüber 
Volk und Staat obliegenden Pflichten. 

2. Sie vertreten die Hebammenſchaft und ſorgen dafür, daß ein ſittlich 
hochſtehender und zur Löſung der Aufgaben der Volkspflege befähigter Heb⸗ 
ammenſtand bereitſteht. Sie haben auf ein gedeihliches Verhältnis der Heb⸗ 
ammen untereinander hinzuwirken. e e 

3. Sie nehmen die Belange der Hebammenſchaft wahr und ſind zum Ab⸗ 
ſchluß von Geſamtverträgen, aufgrund derer die Hebammen in der öffentlichen 
Geſundheitspflege oder bei nichtöffentlichen Stellen die geburtshilfliche Ver⸗ 
ſorgung übernehmen, allein berechtigt. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften können 
Hebammen zur Erfüllung der von ihnen geſchloſſenen Verträge verpflichten. 
Sie haben bei der Regelung der beruflichen Vertretung der Vertragshebammen 
mitzuwirken. f 

4. Sie treten für die freie Hebammenwahl ein, ſoweit es die Art der zu 
erfüllenden Aufgaben geſtattet. 

5. Sie ſind Träger der Selbſtverwaltung des Hebammenſtandes. 

6. Sie können Einrichtungen ſchaffen, die den Zweck haben, den Hebammen 
und ihren Hinterbliebenen eine Verſorgung zu gewähren. 

7. Sie erſtatten Gutachten an Behörden und Gerichte oder benennen auf 
Anfordern Gutachter. N 

8. Sie arbeiten in allen Angelegenheiten ihres Aufgabenkreiſes mit Be⸗ 
hörden des Staates, Gemeinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
zuſammen. Sie ſind im Rahmen ihrer Aufgaben dieſen Stellen gegenüber zu 
Anfragen, Vorſtellungen und Anträgen berechtigt. Die vorgenannten Stellen 
haben den berufsſtändiſchen Körperſchaften von allen für die Volkspflege und 
ſonſtigen Aufgaben der berufsſtändiſchen Körperſchaften wichtigen Fragen Mit⸗ 
teilung zu machen, ſie vor Regelung von Angelegenheiten, die für die Volks⸗ 
pflege wichtig ſind, zu hören und auf Anfragen Auskunft zu erteilen. 


$ 32 er 
1. Die Fachſchaft der Danziger Hebammen kann, um die einheitliche Durch⸗ 
führung der im 8 31 feſtgelegten gemeinſamen Aufgaben ſicherzuſtellen, der 
Berufsvereinigung Anweiſungen geben, in welcher Weiſe die Aufgaben durch⸗ 
zuführen ſind. 5 
2. Die Fachſchaft kann die Berufsvereinigung mit der Erledigung beſon⸗ 
derer Aufgaben der Fachſchaft beauftragen und für die Erfüllung dieſer Auf⸗ 
gaben Anweiſungen geben. 
3. Die Fachſchaft kann, falls ihre Anweiſungen nicht befolgt werden, die 
Aufſichtsbehörde gemäß 8 33 Ziffer 2 anrufen. 
4. Die Berufsvereinigung hat von ſich aus alles zu tun, um die Beſtre⸗ 
bungen und Beſchlüſſe der Fachſchaft zu verwirklichen. 


Aufſicht 


Ordnungsſtrafrecht 


Allgemeines 


Meldungsweſen 


Allgemeine Aufgaben 


5. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften haben ſich gegenſeitig, insbeſondere 
auf Erſuchen hin, zu unterſtützen. 

6. Die Hebammen ſind an die Beſchlüſſe ihrer berufsſtändiſchen Körper⸗ 
ſchaften gebunden. a 

8 33 

1. Die Aufſicht über die berufsſtändiſchen Körperſchaften führt der Senat, 
Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 3 

2. Die Aufſicht erſtreckt ſich insbeſondere darauf, daß die Gelege und die 
ſonſtigen verbindlichen Beſtimmungen befolgt werden. 


8 34 

1. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften ſind berechtigt, die Hebammen 
zur Befolgung ihrer den berufsſtändiſchen Körperſchaften gegenüber beſtehenden 
Pflichten durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. Näheres ordnen die berufsſtändiſchen 
Körperſchaften. 

2. Gegen die Verhängung von Ordnungsſtrafen iſt binnen 2 Wochen Be⸗ 
ſchwerde an die Landeshebammenſtelle zuläſſig. 

3. Die Beitreibung der Ordnungsſtrafen erfolgt durch die berufsſtändiſchen 
Körperſchaften im Verwaltungszwangsverfahren. Die Ordnungsſtrafen fließen 
in die Kaſſen der berufsſtändiſchen Körperſchaften. 


B. Die einzelnen berufsſtändiſchen Körperſchaften 


J. Die Fachſchaft der Danziger Hebammen 
8 35 

1. Die Fachſchaft Danziger Hebammen umfaßt das Gebiet der Freien 
Stadt Danzig. Sie hat ihren Sitz in Danzig. 

2. Sie führt ein Siegel mit dem Wappen der Freien Stadt Danzig und 
mit der Umſchrift: Fachſchaft der Danziger Hebammen. 

3. Der Fachſchaft unterſtehen alle Hebammen im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig. 
N Seo 

1. Jede Hebamme hat ſich nach erfolgter Niederlaſſungsgenehmigung unter 
Vorlegung dieſer Genehmigung bei der Fachſchaft anzumelden, dabei die erfor⸗ 
derlichen Angaben zu machen und alle Anderungen anzuzeigen. 

2. Unberührt bleibt die Pflicht der Hebammen, ſich vor N ihrer 
Berufstätigkeit bei dem zuſtändigen Kreisarzt zu melden. 

3. Die Fachſchaft kann hierfür nähere Beſtimmungen erlaſſen. 

4, Die Fachſchaft kann die Mithilfe der Landeshebammenſtelle und der 
Behörden in Anſpruch nehmen. 

5. Die Fachſchaft hat die Landeshebammenſtelle und die zuſtändigen Kreis⸗ 
ärzte hinſichtlich der bei ihr eingegangenen Meldungen auf dem Laufenden zu 
halten. 

Aufgaben der Fachſchaft 
8 37 

1. Die Fachſchaft hat die gemeinſamen Belange der berufsſtändiſchen Kör⸗ 
perſchaften für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wahrzunehmen. Sie hat 
dafür Sorge zu tragen, daß dieſe ihre Aufgaben einheitlich durchführen. N 

2. Der Fachſchaft ſteht insbeſondere zu: 

a) die Pflege und Vermittlung des Verkehrs mit allen Behörden, Ge⸗ 
meinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts; 

b) die Mitarbeit und ſachverſtändige Beratung an den der Volkspflege 
dienenden Beſtrebungen und Einrichtungen und an der Geſtaltung dieſer 
Einrichtungen, insbeſondere der öffentlichen Geſundheitspflege einſchl. Erb⸗ 

geſundheitspflege und Raſſenhygiene; 

0) die Bearbeitung aller Fragen, die die Stellung der Hebammen, auch 
in der Sozialverſicherung betreffen; 


24 


ch die Führung des Landeshebammenregifters; 
e) die Vertretung der Danziger Hebammenſchaft. 


11 ihk 8 38 
Berufsordnung Die Fachſchaft erläßt eine Berufsordnung. In ihr regelt ſie insbeſondere 
die Einzelheiten der in dieſer Verordnung vorgeſehenen Rechte und Pflichten 
der Hebammen, die Beziehungen der Hebammen untereinander ſowie das An⸗ 

zeigen⸗ und Schilderweſen für Hebammen. 


8 39 


Mitwirkung bei der 1. Die Fachſchaft unterſtützt den Senat und ſeine Organe in den die Ge⸗ 
. burtshilfe und Säuglingspflege betreffenden volksgeſundheitlichen Beſtrebungen. 
Hebammen Ange der 2. Die Fachſchaft wirkt auf eine den Bedürfniſſen der Bevölkerung und der 
rat Hebammen entſprechende Verteilung der Hebammen auf das Landesgebiet hin, 

3. Sie hat nach Maßgabe der SS 18 und 25 bei der Anſtellung der 
Vertragshebammen und der Zulaſſung der freien Hebammen mitzuwirken. 
4. Sie ſtellt einen Niederlaſſungsplan auf. 


8 40 


Durchführung behan⸗ 1. Zur Teilnahme an der Tätigkeit in der öffentlichen Geſundheitspflege, 
delnder Tätigkeit in insbeſondere in der Geſundheitsfürſorge und in der Sozialverſicherung iſt 
e Ge⸗ grundſätzlich jede ihren Beruf ausübende Hebamme berechtigt, die die Eignung 
ſundheitspflege dazu beſitzt. In Zweifelsfällen ſtellt die Fachſchaft feſt, ob dieſe Eignung vor- 

handen iſt. 

2. Können trotz ausreichender Vorbildung und Eignung nicht alle Heb⸗ 
ammen an der behandelnden Tätigkeit in öffentlicher Geſundheitspflege teil⸗ 
nehmen, ſodaß die Zulaſſung geregelt werden muß, ſo hat die Fachſchaft die 
Zulaſſung und das Verfahren für die Zulaſſung zu regeln. 

3. Die Fachſchaft kann Beſtimmungen oder Richtlinien für die im Dienſt 
der öffentlichen Geſundheitspflege einzuhaltende Wirtſchaftlichkeit bei der Be⸗ 
handlung durch die Hebammen erlaſſen. 

4. Die Fachſchaft kann auch Beſtimmungen über eine übermäßige Aus⸗ 
dehnung der Tätigkeit bei der Hebamme treffen. Gegen Maßnahmen der Fach⸗ 
ſchaft in dieſer Beziehung ſteht der betroffenen Hebamme binnen 2 Wochen die 
Beſchwerde an die Landeshebammenſtelle zu. 


8 4a 

Vertragsweſen 1. Verträge zwiſchen der Berufsvereinigung der Hebammen der Freien 
Stadt Danzig E. V., einzelnen Hebammen oder Hebammengruppen mit Be⸗ 
hörden, Krankenkaſſen, Krankenhäuſern, Privatkliniken, Entbindungsanſtalten, 
Wöchnerinnenheimen, Gemeinden und Fürſorgeſtellen zum Zwecke der geburts⸗ 
hilflichen Verſorgung und der Säuglingspflege bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 

Genehmigung durch die Fachſchaft. 
2. Verträge mit einzelnen Patienten fallen nicht unter die Beſtimmung 


des Abſ. 1. 
Die Verfaſſung der Fachſchaft 
8 42 
Mitglieder der Fach⸗ 1. Die Fachſchaft beſteht aus 6 Mitgliedern, von denen eins die Leiterin 
ſchaft iſt und zwei weitere den Beirat bilden. Ein Mitglied des Beirats muß eine 


Vertragshebamme ſein. Für dieſe 6 Mitglieder der Fachſchaft ſind 6 Stell⸗ 
vertreter vorzuſehen. 

2. Die Mitglieder und Stellvertreter müſſen die Danziger Staatsange⸗ 
hörigkeit beſitzen. 

3. Die Mitgliedſchaft gilt für die Dauer von 4 Jahren. 

4. Das Amt als Mitglied der Fachſchaft darf nur aus einem wichtigen 
Grunde vor Ablauf der Dauer der Mitgliedſchaft niedergelegt werden. Hierüber 
entſcheidet die Leiterin der Fachſchaft endgültig. 
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be 5. Im Falle zeitweiliger oder dauernder Verhinderung eines Fachſchafts⸗ 
er mitgliedes beſtimmt die Führerin die Stellvertretung aus der Zahl der Mit⸗ 
glieder oder Stellvertreter, ſoweit nicht für die beſtimmten Arbeitsgebiete 
beſonders Stellvertreter gewählt ſind und zur Verfügung ſtehen. 
6. Im übrigen regelt die Fachſchaft das Nähere. 


8 43 
Amtsſtellen der Amtsſtellen der Fachſchaft ſind die Leiterin und der Beirat. 
Fachſchaft N a 9 44 co) 


Die Leiterin, der Bei: 1. Die Leiterin, der Beirat und die Mitglieder der Fachſchaft ſowie ihre 
rat und der Staats⸗ Stellvertreter werden vom Senat auf Vorſchlag der berufsſtändiſchen Körper⸗ 
kommiſſar ſchaften berufen. N 

2. Der Senat als Aufſichtsbehörde ernennt einen Staatskommiſſar bei der 
Fachſchaft. 

3. Wo das Geſetz der Fachſchaft Aufgaben zuweiſt, beſtimmt die Leiterin, 
wie weit dieſe Aufgaben von ihr oder ihrem Beauftragten, vom Führerrat oder 
der Geſamtheit der Fachſchaft wahrzunehmen ſind. 

4. Die Leiterin führt die Geſchäfte der Fachſchaft und vertritt die Fach⸗ 
ſchaft nach außen. 

5. Die Mitglieder des Führerrats ſtehen der Leiterin zur Seite und haben 
ſie in allen Angelegenheiten der Leitung zu beraten und zu unterſtützen. 


8 45 
Geſchäftsordnung Die Fachſchaft gibt ſich eine Geſchäftsordnung, die der Genehmigung des 
der Fachſchaft Senats bedarf. 5 l 
f N § 46 


Sitzungen des Beirats 1. Die Leiterin beruft den Beirat und die Fachſchaft zu Sitzungen. Sie 
und der Fachſchaft hat die Sitzung einzuberufen, wenn die Aufſichtsbehörde es verlangt. 
2. Der Staatskommiſſar iſt rechtzeitig zu den Sitzungen unter Mitteilung 
der Tagesordnung einzuladen. Er ſowie ſein Vertreter können jederzeit das 
Wort nehmen. 5 
8 47 
Veröffentlichungen 1. Die Fachſchaft beſtimmt die Art und Weiſe, wie ihre Veröffentlichungen 
zu erfolgen haben. 
2. Mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung erhält dieſe Wirkſamkeit, 
wenn nicht ihr Inhalt etwas anderes beſagt. g 


ö 8 48 

Beiträge 1. Die Fachſchaft kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben von den Hebammen 
feſte Beiträge oder Beiträge in Geſtalt eines Hundertſatzes der Einnahmen aus 

geburtshilflicher Berufstätigkeit erheben. Sie kann dieſe Beiträge auch ſtaffeln 

und je nach Zweckbeſtimmung des Beitrages und nach der Art der Einnahmen 

unterſchiedlich geſtalten. Die Steuerämter haben auf Verlangen der Fachſchaft 

Aufſchluß über die Einnahmen der Hebammen zu geben. | 

2. Bewilligt die Fachſchaft keine ausreichenden Beiträge, ſo ſetzt der Beirat 

die erforderliche Beitragshöhe mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde feſt. 


Il. Die Berufs vereinigung der Hebammen N 
der Freien Stadt Danzig E. V. 


i 8 49 
Aufgaben 1. Der Aufbau und die Aufgaben der Berufsvereinigung der Hebammen 
a der Freien Stadt Danzig E. V., der Erwerb und Verluſt der Vereinsmit⸗ 
gliedſchaft, Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder werden durch die Satzung 
der Berufsvereinigung der Hebammen der Freien Stadt Danzig E. V. be⸗ 
ſtimmt. Die Satzung und die Organe der Berufsvereinigung bedürfen der Be⸗ 
ſtätigung des Senats. 5 5 Er N: 
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985 Jede im. Gebiet der Freien Stadt Daizig zugelaſſene Hebamme it 
nge ſofort nach Aufnahme ihrer Berufstätigkeit der Berufsvereinigung 
ee N 
4. Abſchnitt 


Berufsaufſicht, Schlichtung, Schiedsweſen 
und Berufsgerichts barkeit 
8 50 
Berufsaufſicht 1. Neben der durch die Kreisärzte wahrzunehmenden Berufsaüfcht hat die 
Fachſchaft darüber zu wachen, daß die Hebamme die mit ihrem Beruf verbundenen 
Pflichten gewiſſenhaft erfüllt. Verletzt eine Hebamme dieſe Pflichten, ſo hat die 
Leiterin dieſe Hebamme zu belehren und kann ſie auf gemeinſamen mit Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßten Beſchluß der Leiterin und des Beirats verwarnen oder ihr 
einen Verweis erteilen, auch Geldſtrafen bis zu 150 G verhängen. 
N 2. Gegen die Verhängung einer Ordnungsſtrafe nach Abſ. 1 kann die 
Hebamme innerhalb 2 Wochen nach Empfang der Mitteilung Beſchwerde bei 
der Landeshebammenſtelle einlegen, die dann endgültig entſcheidet. 
3. Im übrigen regelt die Fachſchaft das Nähere über die Berufsaufſicht. 
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Vorgehen Dritter Glauben Dritte, daß die Hebamme ihre Berufspflichten verletzt habe, jo 
können ſie die Fachſchaft zur Nachprüfung oder Schlichtung anrufen. Gelingt eine 
Schlichtung nicht, ſo hat die Leiterin, falls eine Verletzung der Berufspflichten 
vorliegt, entweder nach 8 50 Abſ. 1 die Verhängung einer Ordnungsſtrafe zu 
veranlaſſen oder, wenn die Vorausſetzungen des $ 21 Ziffer 3 und 8 vorliegen, 
die Angelegenheit an die Landeshebammenſtelle zur Entſcheidung abzugeben. 


g 8 52 f 
Schlichtungsſtellen und 1. Bei beruflichen Streitigkeiten unter den Hebammen hat die Leiterin auf 
Schiedsgerichte Antrag einer Hebamme eine Schlichtung des Streits zu verſuchen. Bei Streitig⸗ 
a keiten zwiſchen Hebammen und Dritten findet die Vermittlung nur auf Antrag 

oder mit Zuſtimmung des Dritten ſtatt. 

2. Die Leiterin kann von den beteiligten Hebammen Auskunft und perſön⸗ 
liches Erſcheinen verlangen. Bei unberechtigter Verweigerung der Auskunft oder 
des Erſcheinens kann von ihr eine Ordnungsſtrafe bis zu 60,— G verhängt 
werden. 

3. Iſt eine Schlichtung nicht möglich, ſo erläßt die Leiterin einen Schieds⸗ 
ſpruch, wenn die Parteien ſich unter Verzicht auf eine weitere Rechtsverfolgung 
mit einem ſchiedsrichterlichen Verfahren einverſtanden erklären. Auf das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren finden die für Schiedsgerichte geltenden Beſtimmungen der 
Zivilprozeßordnung Anwendung. 

4. Im übrigen kann die Fachſchaft nähere Beſtimmungen über das Schlich⸗ 
tungs⸗ und Schiedsgerichtsweſen treffen. 


Berufsgerichts barkeit 
I. Das Berufsgericht und feine Mitglieder 

8 53 

Das Berufsgericht Die Berufsgerichtsbarkeit wird, ſoweit es ſich nicht lediglich um Ordnungs⸗ 
ſtrafen nach § 50 handelt, von dem Berufsgericht für Hebammen ausgeübt. 

8 54 
Zufammenſetzung des Das Berufsgericht ſetzt ſich zuſammen aus: 
Berufsgerichts = einem Vertreter des Senats, der die a zum Richteramt 5 

a J ſitzen muß, 
b) einem Kreisarzt, 


) einem frei poattisiereitbent Arzt, 
d) zwei Hebammen, von denen eine eine Vertragshebamme ſein muß. 
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2. Für jedes Mitglied des Berufsgerichts iſt ein Vertreter zu beſtellen. 

3. Die Ernennung der Mitglieder zu a) bis 00 erfolgt durch den Senat, der 
Mitglieber zu d) auf Vorſchlag der Fachſchaft ebenfalls durch den Senat auf 
die Dauer von 2 Jahren. 

4, Die Leiterin und die Mitglieder des Beirats dürfen nicht Mitglieder des 
Berufsgerichts ſein. Die Leiterin hat jedoch das Recht, der Verhandlung beizu⸗ 
wohnen oder ſich vertreten zu laſſen. 

5. Die Entſchädigung für Bi ln des Berufsgerichts ſetzt die Fach⸗ 
aft feſt. 
II. Zuständigkeit des e ch le 
8 55 

1. Alle Verletzungen der Berufspflichten, bei denen die . einer 
Ordnungsſtrafe nach § 50 nicht als aust eichende Sühne erſcheint, fallen unter 
die Strafgewalt des Berufsgerichts. 8 

2. In allen Fällen, in denen es zweifelhaft erſcheinen kann, ob eine Be⸗ 
ſtrafung nach 8 50 Abſ. 1 ausreichend iſt, hat die Leiterin die Angelegenheit der 
Landeshebammenſtelle zu unterbreiten. Dieſe kann die Sache an die Leiterin 

mit der Anweiſung zurückgeben, in eigener Zuftändigkeit eine Ordnungsſtrafe 
herbeizuführen, oder ſie gibt die Sache an das Berufsgericht ab. 

3. Das Berufsgericht kann folgende Strafen verhängen: 

a) Geldſtrafe bis zur Höhe von 3000, — G, 
b) bei Vertragshebammen: Kündigung des Dienſtvertrages (85 21) 

c) bei freien Hebammen: Zurückziehung des Eignungszeugniſſes (8 25 Abſ. 3), 
cd) die Entziehung des Prüfungszeugniſſes. 

Neben der Geldſtrafe kann auf Verweis erkannt werden. 


Zuftändigkeit 


III. Das Verfahren vor dem Berufsgericht 


8 56 
Einleitung und Ableh⸗ 1. Die Einleitung des Berufsgerichtsverfahrens kann von Amts wegen oder 
nung des Verfahrens auf Antrag, den jeder an das Berufsgericht ſtellen kann, erfolgen, und zwar auch 
dann, wenn wegen derſelben Verletzung der Berufspflichten bereits ein gericht⸗ 
liches Strafverfahren eingeleitet iſt. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften müſſen 
die Einleitung des Berufsgerichtsverfahrens beantragen, wenn es mit Rückſicht 
auf das Anſehen des Hebammenſtandes geboten erſcheint. 
2. Das Verfahren wird durch Beſchluß des Berufsgerichts eingeleitet. Die 
Einleitung kann ſowohl aus rechtlichen wie aus tatſächlichen Gründen abgelehnt 
werden. Gegen die Ablehnung der Einleitung iſt Beſchwerde an den Senat 
binnen zwei Wochen zuläſſig. 
3. Die Durchführung eines berufs gerichtlichen Verfahrens iſt ſo lange nicht 
zuläſſig, als ein wegen derſelben Berufspflichtenverletzung anhängiges gerichtliches 
Verfahren nicht rechtskräftig abgeſchloſſen iſt. 
4. Die tatſächlichen Feſtſtellungen des Strafgerichts ſind für das Berufs 
gericht bindend. 
$ 57 
Verjährung 1. Die berufsgerichtliche Verfolgung einer Verfehlung verjährt in 5 Zahn 
Bei Verfehlungen, die eine nach dem allgemeinen Strafrecht ſtrafbare Handlung 
darſtellen oder mit einer ſolchen in Verbindung ſtehen, verjährt die berufsgeriät- 
liche Verfolgung nicht, bevor die Strafverfolgung verjährt ft.” 
2. Jede Handlung des Vorſitzenden oder eines beauftragten Mitgliedes des 
Berufsgerichts, die zur Ermittlung der der . zur 5505 1 Tat 
dient, unterbricht AR Verjährung. 


5 8 58 
Beiſtand der Die Beſchuldigte kann ſich in jeder Lage des Verfahrens eines zum Richter⸗ 
Beſchuldigten amt befähigten Juriſten oder einer Hebamme als Beiſtand bedienen, dem auf 


Perlangen Einfiht in die Unterſuchungsakten zu geſtatten iſt. 
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i Im atlelenens] $ 59: 
Ermittelungsverfahen Der Hauptverhandlung ſoll ein Ermittelungsverfahren vorausgehen. Von 
eeinem ſolchen kann auf Beſchluß des Berufsgerichts abgeſehen werden, wenn der 
der Beſchuldigten zur Laft gelegte Tatbeſtand von dieſer nicht beſtritten wird. 


25 e | $ 60 | 
Eröffnungsbeſchluß In dem vom Berufsgericht zu erlaſſenden Eröffnungsbeſchluß ſind die der 
. Beſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen genau zu bezeichnen. Außerdem iſt 
in dieſem Beſchluß ein Mitglied des Berufsgerichts zu beſtimmen, das das etwa 
erforderliche Ermittelungsverfahren führt. 


§ 61 

Beweisaufnahme und 1. Im Ermittelungsverfahren müſſen von dem Unterſuchungsführer alle 
Abſchluß des Ermitt⸗ ſachdienlichen Beweiſe in ſolchem Umfange erhoben werden, daß eine Beweis⸗ 

lungsverfahrens aufnahme in der Hauptverhandlung möglichſt nicht mehr erforderlich iſt. 
RER 2. Wenn der Anterſuchungsführer das Ermittelungsverfahren in ſeinem 
Ergebnis für abgeſchloſſen erachtet, hat er die Akten an das Berufsgericht abzu⸗ 
geben. Dieſes beſchließt darüber, ob das Ermittelungsverfahren geſchloſſen 
werden kann, oder ob hinſichtlich einiger etwa neu hinzugetretener Geſichtspunkte 

eine Ergänzung der Ermittelungen zu erfolgen hat. 


Set § 62 
Hauptverhandlung 1. Die Vorbereitung und Leitung der Hauptverhandlung liegt in den 
BE Händen des Vorſitzenden, der die Sitzungen zu beſtimmen und die Beteiligten 
e dazu zu laden hat. 
2. Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Sie findet ſtatt, auch wenn die 
Beſchuldigte trotz ordnungsmäßiger Ladung nicht erſchienen iſt. 
3. Die Ausſagen nicht geladener aber bereits vernommener Zeugen und 
Sachverſtändigen können in der Hauptverhandlung verleſen werden. 
4. Im übrigen finden auf die Verhandlungen vor dem Berufsgericht die 
Vorſchriften der Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


8 63 

Einſtweilige Anter⸗ 1. Sobald gegen eine Hebamme das Berufsgerichtsverfahren oder ein 
ſagung der Berufs⸗ gerichtliches Verfahren eingeleitet iſt, kann der Senat auf Antrag des Kreis⸗ 
eusübung arztes und nach Anhörung der Fachſchaft der beſchuldigten Hebamme die 
8 Ausübung ihres Berufs für die Dauer des Verfahrens unterſagen, ſofern 
damit gerechnet werden kann, daß auf eine der in § 55 Abſ. 3b bis e genannten 

Strafen erkannt werden wird. ü 
2. Jede Zuwiderhandlung gegen dieſes Verbot wird nach 8 50 Abſ. 1, im 

Wiederholungsfalle auch mit den in $ 50 Abſ. 3 genannten Strafen beſtraft. 


8 64 


Beſchwerderecht der 1. Lautet das Urteil des Berufsgerichts auf Entziehung des Prüfungs- 
e bi Ent⸗ zeugniſſes, ſo ſteht der verurteilten Hebamme binnen 2 Wochen nach der Zu⸗ 
ziehung des Prü⸗ ſtellung des Urteils die Beſchwerde an den Senat zu. 


en fes 2. In allen anderen Fällen ift die Entscheidung des Berufsgerichts end- 
eee © e hs gültig. - 8 Br 
FAR Die Mi f eines f ſchloſ Verfahrens iſt nur 
ö na des Die Wiederaufnahme eines rechtskräftig abgeſchloſſenen i 
5 re nach den hierfür in der Strafprozeßordnung feſtgelegten Vorausſetzungen zuläſſig. 
V i 8 66 


Der rechtskräftig verurteilten Hebamme ſind auch die Koſten des Verfahrens 
8 en Als Koſten werden lediglich die baren Auslagen, insbeſondere auch 
der Ermittelungshandlungen (58 59ff.) in Anſatz gebracht. Die Koſten werden 

durch den Vorſitzenden des Berufsgerichts feſtgeſetzt. Diele Feſtſetzung iſt im 
Verwaltungszwangsverfahren pollſtreckbba r. ; 


29 
8 67 
Rechtskraft und Voll⸗ Ordnungsſtrafen, die auf Geldſtrafen lauten, ſind erſt nach eingetretener 
ſtreckbarkeit Rechtskraft vollſtreckbar. Alle anderen Strafen gelten mit Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidung als vollſtreckt, in der ſie ausgeſprochen ſind. 
§ 68 
Einziehung der Geldſtrafen jeder Art werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
Geldſtrafen und fließen in die Kaſſe der Fachſchaft. 
§ 69 
Niederſchlagung und Alle Strafen, die auf Geld lauten, können vom Senat unter Berückſichtigung 
Stundung der geſamten Führung der beſtraften Hebamme nach Anhörung der Landes⸗ 


hebammenſtelle und der Fachſchaft ganz oder teilweiſe geſtundet oder erlaſſen 
werden. Eine Stundung oder Niederſchlagung von Koſten iſt unzuläſſig. 


8 70 
Friſten, Wiederein⸗ 1. Auf die Berechnung der Friſten, auf die Wiedereinſetzung in den vorigen 
ſetzung in den Stand wegen Friſtverſäumung finden die einſchlägigen Beſtimmungen der Straf⸗ 


5 und prozeßordnung Anwendung. 
2. Zuſtellungen erfolgen unter entſprechender Anwendung der einſchlägigen 
Vorſchriften der Strafprozeßordnung. 
Artikel U 
Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung 
Rechtsverordnungen, Übergangsbeitimmungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
Artikel III 
Die Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. Die Polizeiverordnung vom 9. Auguſt 
1932 (St. A. Teil I S. 311) wird mit dem gleichen Tage aufgehoben. 
Danzig, den 18. Dezember 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


5 Rechts verorduung 
betreffend Neufaſſung des Geſetzes vom 19. 3. 29 (G. Bl. S. 48) über die Altersverſorgung 
der Hebammen. 
Vom 13. Dezember 1935. 


8 1 

Hebammen im Sinne dieſes Geſetzes ſind Frauen, die ein vom Senat der Freien Stadt Danzig 

anerkanntes Hebammen⸗Prüfungs⸗Zeugnis beſitzen. 
8 2 

(1) Hebammen, die ſich im Gebiet der Freien Stadt Danzig vor dem 1. Oktober 1928 nieder⸗ 
gelaſſen haben und die ihren Beruf mindeſtens zehn Jahre ſelbſtändig im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig ausübten, haben Anſpruch auf Altersverſorgung, 

a) wenn im Falle des $ 21 Ziff. 7 der Hebammenordnung die Berufstätigkeit der Hebammen 
aufgehört hat, 

b) wenn ſie durch Krankheit oder andere Gebrechen zur Ausübung ihres Berufes dauernd un⸗ 
fähig werden. 

(2) Hebammen, die ſich nach dem 1. Oktober 1928 im Gebiet der Freien Stadt Danzig nieder⸗ 
gelaſſen, erwerben den Anſpruch auf Altersverſorgung, ſobald ihre Niederlaſſung als im öffentlichen 
lichen Intereſſe liegend vom Senat (Abteilung G) anerkannt wird. Die Wartezeit beginnt dann mit 
dieſem Zeitpunkt. 

(3) Von der zehnjährigen Wartezeit kann abgeſehen werden, wenn die Hebamme durch einen im 
Beruf erlittenen Unfall oder Schaden dauernd berufsunfähig geworden iſt. 

(4) Vorübergehende Unterbrechung der Berufstätigkeit bis zu drei Monaten oder Berufsun⸗ 
fähigkeit durch Krankheit kann auf die Wartezeit angerechnet werden. 

8 3 

Der Anſpruch auf Altersverſorgung erliſcht, wenn der Hebamme das Prüfungszeugnis entzogen 

wird. 
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8 4 5 
(1) Mit dem Beginn des Bezugs der Altersverſorgung darf die Hebamme ihren Beruf nicht 
mehr ausüben, es ſei denn, daß ein Notfall vorliegt. Ein ſolcher wird nur anerkannt, wenn es nicht 
möglich iſt, eine noch berufstätige Hebamme oder einen Arzt rechtzeitig hinzuzuziehen. 
(2) Bei Eintritt der Altersverſorgung iſt das Prüfungszeugnis durch den Vorſtand des zuſtän⸗ 
digen Medizinalbezirks der Landeshebammenſtelle einzureichen, die den Übertritt in den Ruheſtand auf 
dem Prüfungszeugnis vermerkt und dieſes auf demſelben Dienſtwege der betr. Hebamme zurückgibt. 


85 

(1) Die Altersverſorgung beträgt monatlich 

a) 100 — einhundert — Gulden für Hebammen, die nicht der Verſicherungspflicht nach dem An⸗ 
geſtelltenverſicherungsgeſetz vom 12. 10. 1923 (G. Bl. S. 1193) und den dazu ergangenen 
Anderungen unterliegen, 

b) 50 — fünfzig — Gulden für Hebammen, die der Verſicherungspflicht nach obigem Geſetz 
unterliegen. 

(2) Die Gewährung der Altersverſorgung tritt mit dem Erſten des Monats ein, der der Voll⸗ 
endung des 65. Lebensjahres — in den Landkreiſen des 60. Lebensjahres — oder der Feſtſtellung der 
Berufsunfähigkeit im Falle des 8 1 Abj. 1 Buchſt. b folgt. Die Zahlung erfolgt monatlich im voraus. 

(8) Im Todesfalle wird die Altersverſorgung noch für den auf den Sterbemonat folgenden 
Monat gezahlt. Die Zahlung erfolgt an die Stelle, die nachweislich für das Begräbnis geſorgt hat. 

(4) Verſicherungs⸗ oder ſonſtige Renten ſowie andere Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen und von 
ſeiten Dritter werden auf die Altersverſorgung nicht angerechnet. 

8 6 

Die Altersverſorgung ruht: 

a) ſolange und ſoweit die Hebamme aus einer Stelle im öffentlichen Dienſt oder im Dienſt 
öffentlich⸗vechtlicher Körperſchaften Arbeitslohn oder ein Ruhegeld bezieht. 

b) ſolange die Hebamme eine drei Monate überſteigende Freiheitsstrafe verbüßt. 

Sind unterhaltspflichtige Angehörige vorhanden, fo kann der Senat die Weiterge⸗ 
währung der vollen Altersverſorgung oder eines Teiles derſelben genehmigen. 

e) ſolange die Hebamme ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Gebietes der 
Freien Stadt Danzig nimmt, ſofern nicht der Senat auf Antrag der betr. Hebamme ſich 
mit einem Aufenthaltsort außerhalb der Landesgrenzen einverſtanden erklärt hat. Dieſe Ge⸗ 
nehmigung darf nur unter Widerruf erteilt werden. 


8 7 
Die Altersverſorgung fällt fort: . 

a) mit Ablauf des auf den Sterbetag der Hebamme folgenden Monats, 

b) wenn die Hebamme wegen eines Verbrechens rechtskräftig verurteilt worden iſt oder wenn 
eine rechtskräftige Verurteilung zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte wegen eines Ver⸗ 
gehens erfolgt iſt, mit Rechtskraft des Urteils. 

8 8 
(1) Die Entſcheidung über die Erfüllung der Bedingungen für die Gewährung und die zeitweilige 
Entziehung der Altersverſorgung ſteht dem Senat (Abteilung G) zu. 
(2) Über die Beſchwerden entſcheidet der Senat endgültig. 


8 9 
(J Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch für die Hebammen, die bei feinem Inkrafttreten 
nicht mehr berufstätig waren. 
(2) Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes gezahlten Ruhegehaltsbeträge bleiben unberührt. 
8 10 
Die Koſten der Altersverſorgung trägt die Staatskaſſe. 
8 11 
Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. Dezember 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


